
 1 

Glanz und Elend der deutschen Geschichte 
Schlüsselereignisse von 1989 bis 2017 

Band 10 
 

Das Märchen von Souveränität, Demokratie und  
Rechtsstaatlichkeit ...  

 
 
Band 10/141 
 
 
Der gescheiterte Staat "Failed state", Teil 4 
 

Der Weg zur Hölle ist mit guten Vorsätzen gepflastert.  
Samuel Johnson (1709-1784, englischer Dichter) 

Die Strategie der Destabilisierung Deutschlands durch die sogenannte Energiewende, 
Euro-Rettung, EZB-Schuldenpolitik etc. 
Das Europäische Institut für Klima & Energie (EIKE) berichtete am 26. Mai 2014 über den 
IPCC-Weltklimarat - https://www.eike-klima-energie.eu/2014/05/26/wer-oder-was-ist-eigent-
lich-der-welt-klimarat-ipcc-und-was-tut-er/ -: >>Wer oder was ist eigentlich der "WELT-
KLIMARAT" (IPCC) und was tut er?  
von C. O. Weiss 
Der Weltklimarat (IPCC) wird der Öffentlichkeit als ein Gremium von Wissenschaftlern dar-
gestellt, welches, streng sachlich, die wissenschaftlichen Ergebnisse der Klimaforschung sich-
tet und diese in unregelmäßigen Abständen in umfangreichen Berichten zusammenfassend 
darstellt. … 
Der Öffentlichkeit unter den Teppich gekehrt wird stets, daß der IPCC keineswegs ein Gremi-
um von Wissenschaftlern ist. Tatsächlich gehören ihm 195 Vertreter der Regierungen aller 
Länder an und üben Einfluß aus. 
… Dabei kämpfen natürlich die Politikvertreter darum, genehme Sachverhalte zu betonen. 
Selbst wenn sie durch den wissenschaftlichen Teil nicht gedeckt sind. So wird z.B. im dies-
jährigen Bericht festgestellt, mit 95 %-iger Wahrscheinlichkeit sei die Erderwärmung der letz-
ten 100 Jahre menschengemacht.  
Diese Feststellung beruht nicht auf Ergebnissen des Hauptteils sondern auf einer "Befragung". 
Wer befragt wurde, wurde nicht mitgeteilt, und unbequeme Ergebnisse möglichst zu ver-
schweigen. So geschehen beim diesjährigen Bericht AR5:  
Bei der Formulierung des "summary" kämpfte beispielsweise die deutsche Regierungsvertre-
terin, die Wissenschaftsministerin, darum, den Stillstand der Erderwärmung der letzten 15 
Jahre (trotz starken Anstiegs der CO2-Konzentration in der Atmosphäre) zu verschweigen. 
Mit der Begründung, sonst würde die sogenannte "Energiewende" in Deutschland gefährdet. 
Eine breite Zustimmung der Regierungsvertreter zu Katastrophenszenarien, vor allem der 
kleineren Länder mit wenig Industrie, wird erreicht durch Gelder aus dem "Hilfsfond für An-
passung an den Klimawandel".  
Je dramatischer die negativen Aussichten beschrieben werden, desto höher die Zahlungen des 
Hilfsfonds an die entsprechenden Länder. Kurz gesagt wirken daher die Hilfsfondgelder als 
Bestechung der Regierungsvertreter. … 
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Für den jetzigen IPCC Bericht AR5 wählten die IPCC Wissenschaftler aus 28.000 Publikatio-
nen etwa 11.000 zur Auswertung aus. Es versteht sich, daß diejenigen Arbeiten, welche, ver-
öffentlicht, klar und unwidersprochen belegen, daß CO2 das Erdklima höchstens in vernach-
lässigbarem Maße beeinflußt, oder daß die Modelle, die eine Erderwärmung durch CO2 be-
weisen sollen, bei allen Tests durchfielen, keine Erwähnung finden. (Beispiele solcher Arbei-
ten sind unten zitiert). 
Das ist auch konsequent, denn anders als der Öffentlichkeit dargestellt, hat der IPCC keines-
wegs die Aufgabe zu prüfen ob CO2 einen Einfluß auf das Erdklima hat, sondern "das Drohen 
einer menschengemachten Klimakatastrophe nachzuweisen". Eine klare politische Vorgabe, 
jenseits jeder Wissenschaftlichkeit , mit welcher der IPCC praktisch eine Propagandaorganisa-
tion ist. … 
Wie kommt es nun, daß eine derartige merkwürdig konstruierte Institution existiert, und zu 
wessen Interesse wurde sie geschaffen? 
Dazu der Bericht eines Mannes (Hartmut Bachmann), der zur Zeit der Gründung des 
Weltklimarates anwesend war. 
Wir befinden uns im Jahre 1986. Die USA werden regiert von Ronald Reagan. Ein bekannter 
und wichtiger Abgeordneter im Repräsentantenhaus ist Al Gore (AG). Er vertritt den Bundes-
staat Tennessee. AG verfügte über außerordentliche Beziehungen zu Wirtschaft und Finanzen. 
Sonst wäre er auch nicht Senator der USA geworden. Seine Zukunft (zum Geldmachen) sah er 
in aktiver Beteiligung am modernen Umweltschutz.  
Am 11. August 1986 schickte Rudolf Augstein (RA) sein international bekanntes Magazin 
DER SPIEGEL auf die Weltreise. Titelbild und Bericht über den Untergang des Kölner Doms 
im Nordseewasser beinhalteten den Schocker über die anstehende "Klimakatastrophe". Am 
11. September 1986 telefonierte ich mit RA. Das Gespräch beinhaltete: Ich: "Was hast Du Dir 
denn dabei gedacht?" Augstein: "Aufwecken, munter machen." Ich: "Und Angst machen". 
Augstein: "Ohne Angst der Massen, keine Bewegung der Massen."  
Gores Bestrebungen gingen dahin, ein politisches Instrument zu schaffen, um mehr staatlich 
unterfütterten Einfluß zur Bekämpfung der fiktiven Klimakatastrophe zu erlangen. Ein solches 
Arrangement sollte über seine Beziehungen ein Instrument werden, das ihm Einkommen ent-
sprechender Größenordung für lange Zeit gewährt. Dazu mußte das Thema Umwelt-Klima 
nationalisiert werden. … 
Als Ergebnis des Hearings wird von der Regierung angeordnet, die derzeitigen und künftigen 
Forschungsergebnisse zum Klima bei UNEP zu konzentrieren.  
UNEP ist der Umweltarm der UNO und wurde damals von den Rockefellers und ihrem Inti-
mus Maurice Strong, der wiederum bestens befreundet mit Al Gore war und meines Wissens 
noch heute Vorstand der Rockefeller Stiftung ist (welche Umweltorganisationen wie Green-
peace oder Club of Rome in breitem Maße finanziert), geleitet. Es wird beschlossen, eine 
seitwärts der UNEP agierende neue Organisation, das spätere IPCC, zu schaffen. Die Organi-
sation erhält, von Al Gore und Maurice Strong erarbeitet, zwei politische Aufgaben:  
Festzustellen, daß die Erde einer Klimakatastrophe entgegengeht und, daß die Klimakatastro-
phe Mensch-gemacht ist. … 
Da der letzte (1997) fertige und unterzeichnete Weltklimabericht vom IPCC eine Reihe von 
Hinweisen darauf enthielt, daß Passagen, die ausdrücklich einen vom Menschen verursachten 
Klimawandel verneint hätten, wurden diese Kapitel von Ben Santer entfernt. Der somit im 
Sinne der Klimahierarchie des IPCC und der Länder gefälschte Weltklimabericht, ging damit 
als letzter Zustandsbericht des IPCC den Delegationen der Industrienationen, anläßlich der 
Weltklimakonferenz in Kyoto im Dezember 1997, zu.  
Da dieser Bericht gefälscht und somit keine Unterschriften hatte, ordnete Alcamo aus Kassel 
per e-mail an seine Abgeordneten in Kyoto das Folgende an: "The media is going to say 
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"1.000 scientists signed" or "150 signed". No one is going to check if it is 600 with PhDs ver-
sus 2000 without. They will mention the prominent ones, but that is a different story. Conclu-
sion − Forget the screening, forget asking them about their last publication (most will ignore 
you.) Get those names!"  
So wurden die Unterschriften von 100en von Menschen erbeten und verwendet, die gerade 
erreichbar waren. Tellerwäscher aus den Nachbarlokalen, Schuhputzer von nebenan etc. Pu-
bliziert wurde dies natürlich nicht; genau wie das Desaster mit den Entdeckungen der Fäl-
schungen für den Hockeystick, die Dokumentierung des Inhaltes von über 1.000 e-mails des 
CRU, voll von Klimadatenfälschungen.  
Überall, wo man bei der Kombination von Klima und CO2 hinfaßt, Lüge und Betrug. Und 
alles wird vertuscht. Unter den Tisch. In Gemeinsamkeit beider Institutionen, Medien und 
Wissenschaft. Wie sagte Popper vor langer Zeit?: Sei ein Experte in Deinem Fach. Dann wer-
den die anderen Dich schützen. Du mußt sie dann natürlich auch schützen. 
Übrigens: Al Gore wurde der erste Karbon-Milliardär. Von jedem CO2-Zertifikat bekam und 
bekommt er über den Emissionsrechtehandel seine Provision. Bei jeder Bewegung, egal ob 
vor oder zurück, muß auf Umwegen mit dem Nobelpreisträger abgerechnet werden. Clever, 
nicht wahr? Klima - CO2?  
Um was geht es? Nur um gigantische Geschäfte. Was meinen Sie, wann und von wem es ar-
rangiert und speditiert wurde, daß Griechenland in die EU kam und den EURO nutzen durfte? 
Wenn Sie erfolgreich schnüffeln, kommen Sie zu den gleichen Figuren, die das IPCC, die 
UNEP, die Öl- und Baumwoll- und Kupferpreise etc. kontrollieren. … 
Weswegen 40.000 oder mehr häßliche Windmühlen? Schleswig-Holstein, Land der Horizon-
te. Weswegen eine wirtschaftlich total abwegige (und in gigantischem Maße Energie vergeu-
dende) Solarnutzung? Geld, Geld, Geld.  
Sir Nikolas Stern, früherer Chefvolkswirt bei der Weltbank und Mitaufbereiter von Geschäf-
ten ums Klima + CO2, deswegen auch von der Britischen Königin geadelt, forderte 2006 noch 
5 Billionen € Subventionen (des Bürgers) zur Reparatur des Klimas.  
Connie Hedegaard, Klimakommissarin der EU, erhöhte vor wenigen Monaten auf 11 Billio-
nen. Man sieht: Das Geschäft funktioniert. Am besten in Deutschland, denn: Kein Volk der 
Welt teilt die künstlich inszenierte CO2-Angst so, wie der Michel. 
Wenn die Bearbeitung der Bevölkerung zur Akzeptanz eines Diktums komplett in der Hand 
des Staates liegt, muß in jedem Gehirn die Alarmglocke klingeln.  
Erstens deswegen, weil ein Staat, dessen hierarchische Strukturen das Gemeinwesen derma-
ßen verschuldeten, wie geschehen, zum Überleben dieser Strukturen in praxi jeden Euro benö-
tigt, der sich auftreiben läßt.  
Zweitens, weil in einer solchen Situation - zum Geldkassieren - gelogen wird, daß sich die 
Balken biegen. Das Instrument, das generell allen verschuldeten sogenannten entwickelten 
Staaten, via UNO - UNEP - IPCC - Abkommen von Kyoto - überreicht wurde, nennt sich 
"Bekämpfung von AGW = Menschgemachte Klimaerwärmung. 
(Bericht von H. Bachmann - Details in: "Die Lüge der Klimakatastrophe - und wie der Staat 
uns damit ausbeutet") …<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 9. Februar 2017: >>Ungeheures 
Schneeballsystem 
Wird 2017 zum Schicksalsjahr des Euro und der EU? Zwei Erdbeben hintereinander, Brexit 
und Donald Trump, haben die Selbstgewißheit der europäischen Eliten erschüttert. Bald ste-
hen Wahlen in Holland und Frankreich an; in beiden Ländern liegen die Chancen der EU-
Gegner, hier Geert Wilders, dort Marine Le Pen, nicht schlecht. Nicht ausgeschlossen ist auch, 
daß, wenn sowieso alle Dämme brechen, Italien oder ein anderes Land der Südschiene sich 
aus der Gemeinschaftswährung verabschiedet. 
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Noch schart die Angst vor den Folgen die Mannschaft um den Kapitän, sprich: um die deut-
sche Kanzlerin. Seit Ausbruch der Finanzkrise vor fünf Jahren ist es wesentlich ihr persönli-
cher Nimbus, der Euro und EU unbeirrt auf Kurs zu halten scheint. Doch dieser Nimbus hat 
seit der Flüchtlingskrise gelitten - nach außen wie nach innen. Wenn die Kanzlerin sich jetzt 
obendrein als besiegbar erweist, ist es gut möglich, daß der Kahn ganz auseinanderbricht. 
Schuldendienst könnte zusammenbrechen 
Kein Wunder, daß alle Welt die zu erwartenden Konsequenzen berechnet. Szenarien gibt es 
verschiedene. "Sollte ein Land das Eurosystem verlassen", schrieb Mario Draghi, Präsident 
der Europäischen Zentralbank (EZB), kürzlich, "müßte dessen Nationalbank die Ansprüche 
oder Verbindlichkeiten mit der Europäischen Zentralbank vollständig ausgleichen." Ein wah-
res Wort. 
Nur wird die neu-alte nationale Währung dieses Landes im Vergleich zum Euro deutlich we-
niger wert sein als beim Start der Eurozone. Die Einfuhren würden empfindlich teurer, die 
Exportwirtschaft würde angekurbelt … aber was exportieren die Hungerleider unter den Euro-
ländern schon groß? 
Vor allem würde der Schuldendienst zusammenbrechen. Ausländische Banken und Lieferan-
ten blieben auf ihren Forderungen sitzen. Das gilt auch für die Verbindlichkeiten aus dem Eu-
ro-Rettungsschirm ESM. Und für jene im Rahmen des Verrechnungssystems TARGET. 
Schon zum Höhepunkt der Finanzkrise standen die sogenannten TARGET-Salden im Licht 
der Öffentlichkeit. 
Schwache Länder lassen anschreiben 
Es war der damalige Präsident des Münchener Ifo-Instituts, Hans-Werner Sinn, der im Febru-
ar 2011 darauf aufmerksam machte, daß die Schuldnerländer der EU, deren Anleihen niemand 
mehr haben wollte, sich via TARGET durch die Hintertür finanzierten. 
An und für sich regelt das TARGET-System nur den laufenden Zahlungsverkehr zwischen 
den Zentralbanken. Diese Geldflüsse spiegeln den grenzüberschreitenden Handel mit Waren 
und Dienstleistungen. Vereinfacht ausgedrückt bilden die täglichen Salden die Handelsbilanz 
der beteiligten Volkswirtschaften ab. 
Notorische Exporteure wie Deutschland bauen Forderungen auf, die in den Einfuhrländern als 
Verbindlichkeiten zu Buche schlagen. Der Trick ist: Euro-Länder genießen bei TARGET ei-
nen unbegrenzten Überziehungsrahmen. Sie importieren und lassen anschreiben wie vor lan-
ger Zeit beim Kaufmann um die Ecke. 
Milliarden-Risiken am Steuerzahler vorbei 
In der Vergangenheit wurden die TARGET-Verbindlichkeiten beglichen, indem die betroffe-
nen Zentralbanken sich im Ausland refinanzierten. Das funktioniert seit Beginn der Finanzkri-
se nicht mehr - Ländern wie Griechenland, die kaum noch Anleihen plazieren können, steht 
allenfalls der ESM-Rettungsschirm zur Verfügung. 
Oder sie lassen anschreiben - dann steigen im Gegenzug die TARGET-Forderungen der Aus-
fuhrländer wie 2Deutschland. Der eigentliche Kreditgeber, etwa der deutsche Steuerzahler, 
wird nicht gefragt. TARGET-Forderungen sind also nichts anderes als TARGET-Risiken. 
Zum Stichtag 31. Januar 2017, 24.00 Uhr, waren es für die deutsche Bundesbank 
795.621.293.492,45 Euro. 
Solange die Euro-Zone hält, sind die Forderungen wenigstens auf dem Papier werthaltig. 
Führt jedoch ein Schuldnerland seine nationale Währung wieder ein, dann wird es seine Euro-
Verbindlichkeiten in nationaler Währung zum ursprünglichen Umrechnungskurs begleichen 
wollen. Wenn überhaupt. Nur wird dieser Umrechnungskurs dann völlig unrealistisch sein. 
Deutschland könnte auf TARGET-Forderungen sitzenbleiben 
Das böseste Szenario ist der komplette Zusammenbruch der Eurozone, also der gleichzeitige 
Ausstieg aller Mitglieder. In dem Fall würde das wirtschaftlich stärkste Land - gegenwärtig 
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und bis auf weiteres Deutschland - sofort zum Magneten für Anleger aus Europa und der gan-
zen Welt. Die wieder eingeführte D-Mark würde binnen Minuten in die Höhe schnellen, die 
deutsche Exportwirtschaft (über die Hälfte des Bruttosozialprodukts) zusammenbrechen, und 
die fast 800 Milliarden TARGET-Forderungen der Bundesbank wären größtenteils für die 
Katz. 
Erinnert man sich an die Diskussionen um den deutschen Beitrag zum Euro-Rettungsschirm - 
"nur" 190 Milliarden -, dann begreift man Hans-Werner Sinns Schlußfolgerung vor sechs Jah-
ren: "Wenn die Länder, deren Banken die Kredite gegeben wurden, zahlungsunfähig werden, 
haftet Deutschland. Es tun sich Abgründe auf." Und damals, Anfang 2011, lagen die deut-
schen TARGET-Forderungen bei deutlich weniger als der Hälfte von heute! 
De facto hat die Bundesregierung sechs Jahre lang sehenden Auges über 400 Milliarden Euro 
zusätzliches Risiko in die Bücher genommen - und alles nur, damit der schöne europäische 
Traum nicht platzt. Wie sie dieses ungeheure Schneeballsystem verantworten will, sollte die 
Bundeskanzlerin als Richtlinienverantwortliche der deutschen Politik dem Souverän bei Gele-
genheit erklären.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 28. April 2017 (x887/...): 
>>Billionen-Dispo für die Eurozone 
Wegen offener Forderungen: Deutsche Berufstätige profitieren nicht vom Exportüberschuß 
Die Schulden, die andere Euro-Notenbanken bei der Bundesbank angehäuft haben, nähern 
sich der 1.000-Milliarden-Euro-Grenze. Das Geld wird nicht verzinst. Daß es je zurückkehrt, 
ist zumindest nicht sicher. Echte Werte als Sicherheit gibt es nicht. Anlagevermögen, welches 
andere Länder mit großem Exportüberschuß wie das Ölland Norwegen für ihre Überschüsse 
erwerben, kauft Deutschland für das Geld auch nicht. 
Im Schatten von Griechenland-Rettung und Euro-Rettungsfonds haben die Deutschen ein wei-
teres Haftungsrisiko übernommen, das bislang nur wenig beachtet wird. Die Deutsche Bun-
desbank wies in ihrem Monatsbericht für den März mit mehr als 829 Milliarden Euro ein neu-
es Allzeithoch beim so genannten Target2-Saldo aus. Hinter dem hohen Milliardenbetrag ver-
bergen sich offene Ansprüche der Bundesbank im Rahmen des gemeinsamen Verrechnungs-
systems der Euro-Zentralbanken, über das unter anderem die Exporte abgewickelt werden.  
Liefert ein deutscher Maschinenbauer beispielsweise Waren nach Italien, überweist der Käu-
fer dort das Geld über seine Hausbank nach Deutschland. Hier sorgt die Bundesbank dafür, 
daß der deutsche Lieferant auf seinem Konto eine Gutschrift für seine Ware erhält.  
Eigentlich müßte die italienische Notenbank der Bundesbank die Summe erstatten. Doch ins-
besondere seit Ausbruch der Euro-Krise ist keineswegs sicher, daß die Italiener der Bundes-
bank den fälligen Betrag anschließend auch zeitnah erstatten. Erstaunlicherweise sind im Zuge 
der europäischen Währungsunion nämlich keine Fristen vereinbart worden, bis zu denen die 
Zentralbanken für einen Ausgleich zu sorgen haben.  
Im Gegensatz dazu besteht für die Regionalbanken des Federal Reserve Systems in den USA 
die Pflicht, regelmäßig für eine Glattstellung ihrer Verbindlichkeiten im Verrechnungssystem 
zu sorgen. Im Falle des Eurosystems fehlt allerdings nicht nur eine Zahlungsfrist. Die Forde-
rungen werden zudem auch nur mit dem Leitzins der Europäischen Zentralbank verzinst. Da 
dieser derzeit bei Null liegt, besteht für säumige Zentralbanken auch von dieser Seite kein 
Anreiz für eine zügige Glattstellung.  
Auf dem Papier als Echtzeitverrechnungssystem zwischen den Euro-Zentralbanken konzi-
piert, hat sich Target2 so zu einem Dispokredit für ganze Volkswirtschaften entwickeln kön-
nen. Als Resultat geht die Bundesbank zumindest für einen Teil der deutschen Exporte in die 
Eurozone als Kreditgeber in Vorleistung. Quasi zwangsweise stellt sie einen Kreditrahmen 
zur Verfügung, der sich inzwischen langsam der 1.000-Milliarden-Euro-Marke nähert. 
Somit finanzieren die Deutschen die Bezahlung für die von ihnen hergestellten und exportier-
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ten Waren selbst, ohne sicher sein zu können, den Betrag jemals wiederzusehen. Möglicher-
weise liegt hier auch eine Ursache dafür, daß die Deutschen in ihrer Lohnentwicklung nur we-
nig sehen von Deutschlands Rang als "Exportweltmeister". Sie bezahlen einen Gutteil ihrer 
Ausfuhrerlöse quasi selbst. 
Schlimmer noch: Auch wenn ein reicher Grieche seine Milliarden nach Deutschland schafft, 
müssen die Deutschen das Geld per Bundesbank nach Griechenland erstatten: Wohlhabende 
Käufer aus den Euro-Südländern treiben hierzulande mit dem Geld nicht nur die Preise für 
Immobilien mit in die Höhe, sondern auch die Verbindlichkeiten ihrer Zentralbanken gegen-
über der Bundesbank.  
In letzter Zeit werden auch die Wertpapierkäufe der Europäischen Zentralbank (EZB) als wei-
tere Triebkraft hinter dem rasanten Anstieg der Salden genannt. Grenzüberschreitende Anlei-
henverkäufe werden dabei direkt über das Target2-Zahlungssystem abgewickelt.  
Um die Südländer vor der Pleite zu bewahren, kauft die EZB deren Staatsschulden von Inve-
storen aus Euro-Krisenstaaten, die bisher die Staatsanleihen ihrer Länder als Anlage gehalten 
hatten. 
Diese "herausgekauften" Anleger überweisen offenbar ihre Erlöse aus dem EZB-Kaufpro-
gramm dann gern in den "sicheren Hafen" Deutschland.  
Der Gesamtmix dieser Faktoren spiegelt sich immer stärker im Zahlungssystem der Eurozone 
wider. Allein die Verbindlichkeiten der Banca d’Italia, des größten Schuldners im Verrech-
nungssystem, sind bis März auf über 419 Milliarden Euro gestiegen. Binnen eines Monats war 
dies ein Zuwachs von mehr als 33 Milliarden Euro. Auch die Verbindlichkeiten der spani-
schen Zentralbank kletterten im März auf gut 374 Milliarden Euro. Die Notenbanken Grie-
chenlands und Portugals stehen im Target2-System ebenfalls mit beachtlichen Beträgen in der 
Kreide. Erhebliche Forderungen haben wiederum die Zentralbanken der Niederlande, Finn-
lands und Luxemburgs in ihren Büchern stehen. Mit ganz großem Abstand hat sich allerdings 
die Bundesbank zum größten Kreditgeber in der Euro-Zone entwickelt.  
Angesichts der Regelbrüche im Zuge der bisherigen "Euro-Rettung" kann zumindest bezwei-
felt werden, daß diese ausstehenden Rechnungen jemals beglichen werden. Daher werden Ex-
perten langsam nervös. Bislang fordern aber nur einzelne Ökonomen und Politiker Änderun-
gen beim Target-System oder eine Risikovorsorge.  
Der Volkswirt Thomas Mayer bezeichnete es in einem Beitrag für die "Wirtschaftswoche" als 
denkbar, daß die Bundesbank Druck ausübt, "indem sie beispielsweise ihre Mitgliedschaft bei 
Target2 einfriert und den Interbankenzahlungsverkehr separat in einem System abwickelt, das 
zum Ausgleich der Salden zwingt".  
Eine andere Möglichkeit wäre es, sich Sachwerte etwa in Form von Gold oder Staatsbesitz der 
Schuldnerländer übertragen zu lassen. Norwegen hat mit seinen Ölexporterlösen einen gewal-
tigen Staatsfonds aufgebaut. Warum tut dies nicht auch Deutschland mit Hilfe seiner Aus-
fuhrüberschüsse?  
Die Goldreserven der Bundesbank etwa gehen auf die deutschen Exporterfolge der frühen 
Nachkriegsjahrzehnte zurück. Damals wurden die Exportüberschüsse im goldgedeckten Welt-
währungssystem mit dem Edelmetall ausgeglichen - wobei zurzeit umstritten ist, ob dieses 
Gold wirklich vollständig vorhanden ist. 
Heute indes ist die einzige Währung, welche die Deutschen für den gewaltigen Erlös ihrer 
Ausfuhren verlangen - Vertrauen. Vertrauen, das die Deutschen selbst gegenüber ihren 
Schuldnern aufbringen sollen. Dieses Vertrauen könnte auf Sand gebaut sein. Dann hätten die 
Deutschen für nahezu 1.000 Milliarden Euro quasi umsonst gearbeitet.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 12. Mai 2017 (x887/...): 
>>Die Zeit der Wahrheit 
Ausgerechnet der "Europäer" Macron wird das EU-Gebälk zum Zittern bringen 
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Das Aufatmen in Berlin wird nicht lange anhalten. Macron muß die Deutschen mit maßlosen 
Forderungen konfrontieren. 
Das gesamte politische Establishment in Paris wie in Berlin und bei der EU hat sich partei-
übergreifend hinter den siegreichen Präsidentschaftskandidaten Emmanuel Macron gestellt. 
Das macht eine grundlegende Veränderung in der politischen Landschaft Europas sichtbar.  
Hier wurde die Zerstörung des seit dem Weltkrieg geltenden politischen Koordinatensystems 
offenkundig. Das alte Trio Konservativ-Liberal-Sozialdemokratisch verschwindet. 
Daher trug die Macron-"Begeisterung" der Etablierten denn auch sichtlich Züge der Verzweif-
lung. Sie erschien wie das letzte Aufbäumen eines Kartells, das bislang alles unter sich auftei-
len konnte und nun erleben muß, wie neue Kräfte und Konstellationen mit Wucht in die Ge-
filde der bislang sicher geglaubten Macht eindringen. Es ist noch mal "gut gegangen", aber für 
wie lange noch? 
Macrons Präsidentschaft steckt von Beginn an zwischen Baum und Borke. Und er wird seine 
deutschen Partner in eine ähnlich prekäre Lage manövrieren - ja, aus Selbsterhaltungstrieb 
sogar manövrieren müssen.  
Der Neue im Elysée hat "Reformen" angekündigt, die im Vergleich zu jenen Gerhard Schrö-
ders bestenfalls als homöopathisch zu bezeichnen sind. Doch selbst dafür schlug ihm schon 
am Tag nach der Wahl der erbitterte Widerstand einer radikalen Linken entgegen, die sich 
nach den fast 20 Prozent ihres Kandidaten beim ersten Wahlgang der Präsidentschaftswahlen 
zu Recht stark fühlt. 
Als Zuckerstück für die reformunwilligen Franzosen betreibt Macron die Vergemeinschaftung 
der Schulden der EU-Staaten und fordert ein EU-Finanzministerium sowie eine gemeinsame 
EU-Arbeitslosenversicherung. Das heißt: Vor allem die Deutschen sollen dafür zahlen, daß in 
Frankreich mit seiner 35-Stunden-Woche, seinem Sozialstaat, seiner Schuldenpolitik und sei-
ner vergleichsweise weniger wettbewerbsfähigen Wirtschaft möglichst wenig verändert wer-
den muß. 
Die derart zur Kasse gebetenen Deutschen werden ihre Politik bald fragen, warum sie die Last 
der Hartz-Reformen ertragen und dem Wegschmelzen ihrer Ersparnisse zugunsten der Staats-
kasse per Nullzins zugesehen haben, wenn die Früchte ihrer Entbehrungen nun über den 
Rhein getragen werden. Der Appell an ihre "europäische Solidarität" muß da wie Hohn klin-
gen, der Hinweis, sie profitierten ja in Wahrheit am meisten, wie eine dreiste Lüge. 
Die Politik der Einheitswährung und der sinnlosen "Umverteilung" in Europa, die erst zu dem 
heftigen Aufeinanderprallen der so unterschiedlichen Volkswirtschaften geführt hat, ächzt 
immer vernehmlicher unter den eigenen Widersprüchen. Der "Europäer" Macron könnte es 
sein, der das morsche Gebälk an seine Belastungsgrenze führt.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 18. Mai 2017: >>Ener-
giewende durch die Hintertür 
EU sagt der Braunkohle den Kampf an - Berliner Senat will den Ausstieg bis Ende des 
Jahres 
Die Landesregierungen in Potsdam und Dresden wollten der Braunkohlewirtschaft in der Lau-
sitz eigentlich noch eine längere Perspektive geben. Eine neue EU-Regelung macht nun aller-
dings einen vorzeitigen Ausstieg immer wahrscheinlicher. 
Bereits am 9. Mai hat der Berliner Senat den Entwurf für eine Novelle des Berliner Energie-
wendegesetzes beschlossen. Nach dem Willen der rot-rot-grünen Koalition soll in der deut-
schen Hauptstadt bereits bis Ende dieses Jahres der Ausstieg aus der Braunkohleverstromung 
erfolgen. Bis 2030 will der Senat zudem auch auf Steinkohle als Energieträger verzichten. 
Bislang nutzen sechs Berliner Kraftwerke Kohle zur Erzeugung von Strom oder zur Fernwär-
meversorgung.  
Eine andere Entwicklung könnte für die Braunkohletagebaue in der Lausitz noch stärkere Fol-
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gen haben. Ende April hat die EU gegen die Stimmen Deutschlands, Polens und Tschechiens 
eine Verschärfung der Emissionswerte von Kraftwerken auf den Weg gebracht. Bis 2021 
müssen die EU-Mitgliedsstaaten nun die strengeren Grenzwerte für Stickoxide, Schwefeldi-
oxid, Feinstaub und Quecksilber in nationales Recht umsetzen. Das Bundesumweltmi-
nisterium begrüßte zwar den Großteil des Beschlusses, auf Ablehnung stößt allerdings die 
neue Obergrenze von 175 Gramm Stickoxid pro Kubikmeter für Braunkohlekraftwerke, die 
als "nicht sachgerecht" bezeichnet wird.  
Sachsens Ministerpräsident Stanislaw Tillich (CDU) kritisiert die Verschärfung der Grenz-
werte im Ton deutlich schärfer. Der Bundesregierung warf Tillich fehlendes Engagement zur 
Verhinderung der Neuregelung vor und warnte vor einem Braunkohleausstieg durch die Hin-
tertür. Gegenüber dem Sender MDR sagte Tillich, daß Sachsen gegenüber der Bundesregie-
rung deutlich gemacht habe, "daß nicht nur die Braunkohleförderländer, sondern auch die 
deutsche Industrie diese Werte beim Stand der Technik weltweit durch keines der Kohle-
kraftwerke einhalten kann und dies eine Belastung der Kohleverstromung bedeuten würde". 
Aus Sicht des sächsischen Ministerpräsidenten könnten die Betreiber der Kohlekraftwerke in 
der Lausitz nun zu einer Stilllegung bis 2030 gezwungen sein. Der genannte Zeitrahmen hat 
einen ganz konkreten Hintergrund. Zum einen kommen auf die Kraftwerksbetreiber beträcht-
liche Kosten zu, wenn sie ältere Anlagen mit Katalysatoren nachrüsten müssen. Eine Sonder-
regelung sieht wiederum vor, daß Kraftwerke als Ausnahme behandelt werden, wenn sie bis 
zum Jahr 2030 stillgelegt werden. Beide Faktoren könnten den Ausstieg aus der Braunkohle-
verstromung tatsächlich beschleunigen. 
Die Verschärfung der Grenzwerte droht allerdings nicht nur für die Tagebaue im Nordosten 
Sachsens Folgen zu haben. Laut einer Untersuchung des Institute for Energy Economics and 
Financial Analysis werden die verschärften EU-Grenzwerte dazu führen, daß das bereits 1981 
in Betrieb genommenen brandenburgische Kohlekraftwerk Jänschwalde nach 2021 wahr-
scheinlich keine wirtschaftliche Zukunft mehr hat.  
Der Betreiber des Kraftwerks, die Lausitz Energie Bergbau AG (LEAG), hatte erst im März 
ein neues Revierkonzept vorgelegt, das ohnehin bereits von deutlicher Skepsis geprägt war. 
Im Papier enthalten war ein Verzicht auf eine Erweiterung des Tagebaus Jänschwalde und 
auch die Erklärung, vorerst keine neuen Tagebaue erschließen zu wollen. Erst in zirka drei 
Jahren will die LEAG über ein weiteres Vorgehen entscheiden, wenn mehr Klarheit über die 
weiteren Rahmenbedingungen herrscht. Mit dieser Entwicklung ist fraglich, ob die Braunkoh-
leverstromung in der Lausitz als "Brückentechnologie" tatsächlich noch eine jahrzehntelange 
Perspektive hat. 
Dessen ungeachtet hat Brandenburgs Landesregierung vor kurzem ein politisches Signal ge-
setzt. Wirtschaftsminister Albrecht Gerber (SPD) erklärte am 10. Mai, die Landesregierung 
wolle an der Braunkohle festhalten. Gerber kündigte zudem an, noch bis zum Herbst eine 
Energiestrategie bis zum Jahr 2030 vorzulegen, in der die Braunkohle eine zentrale Rolle 
spielen soll.  
Tatsächlich hätte ein baldiges Aus für die Kohleverstromung weitreichende Folgen: Mehrere 
Zehntausend Arbeitsplätze und Milliarden Euro an Wirtschaftsleistung hängen in Branden-
burg und Sachsen direkt und indirekt von der Braunkohle ab. Trotz des Ausbaus der Erneuer-
baren Energien wird zudem auch immer noch gut ein Viertel des Stroms in Deutschland über 
den Energieträger Braunkohle erzeugt. Damit nicht genug. Deutschlands Kohlekraftwerke 
leisten mit ihrer Grundlastfähigkeit bislang einen wichtigen Beitrag zur Versorgungssicher-
heit. Im Gegensatz zu den Windenergie- und Photovoltaikanlagen liefern sie nämlich mit kon-
stanter Zuverlässigkeit Strom und sorgen für eine Frequenzstabilität im Stromnetz. 
Der Bundesverband Braunkohle hat zudem auf Prognosen hingewiesen, wonach in den näch-
sten drei Jahrzehnten noch einmal mit einem deutlichen Anstieg der Stromnachfrage zu rech-
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nen sein soll.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 26. Mai 2017 (x887/...): 
>>Stoff für ein Erdbeben 
Die Steuer- und Abgabenbelastung der Deutschen ist ein Skandal 
Steuerzahler werden mit den weltweit zweithöchsten Sätzen geschröpft, Sparer enteignet. Wo 
bleibt die Entrüstung der Bürger? 
Die Frage nach möglichen Steuerentlastungen hat Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble 
(CDU) gegenüber der "Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung" mit einer denkwürdigen 
Einlassung gekontert: Die Menschen sollten wissen, "daß Geld nicht alles ist". Aus diesen 
Worten spricht eine Herablassung gegenüber den Bürgern und Steuerzahlern, die (zumal in 
einem Wahljahr) nur jemand öffentlich preiszugeben wagt, der sich sehr, sehr sicher fühlt in 
seiner Macht. 
Schäuble meint, es sich leisten zu können. Die Schulz-Euphorie ist jäh verebbt, die AfD düm-
pelt dahin und die Deutschen scharen sich laut Umfragen wieder um Kanzlerin Merkel. Der 
Sieg der Union in vier Monaten scheint so gut wie ausgemacht zu sein. 
Die bemerkenswert stümperhaft vorgetragenen Steuervorstellungen der SPD tun ein Übriges: 
Dort geht es in der Tendenz sogar um noch höhere Belastungen der Bürger, obwohl Deutsch-
land schon heute weltweiter Spitzenreiter bei der Steuer- und Abgabenbelastung ist, der nur 
noch vom kleinen Belgien übertrumpft wird.  
Doch wie es derzeit aussieht, bleibt dieser Skandal bei den Bundestagswahlen im September 
ungestraft. Dabei bildet die Statistik selbst nur einen Teil der tatsächlichen Summen ab, die 
der Staat den Deutschen abknöpft. Er geht ihnen auch direkt an die Ersparnisse. Die DZ Bank 
schätzt, daß den Bürgern der Bundesrepublik seit 2010 satte 436 Milliarden Euro an Zinsein-
nahmen entgangen sind, wenn man die Zinssätze der Jahre 1998 bis 2008 zum Vergleich 
nimmt. 
Die Ersparnisse lagern großenteils in Renten- oder Lebensversicherungen, deren Träger das 
Geld laut Gesetz hauptsächlich in Staatsanleihen anlegen müssen. Es ist also der Staat, der 
seinen Bürgern per Euro-Nullzinspolitik die Zinsen vorenthält und sie auf diese Weise mittels 
Geldentwertung Schritt für Schritt enteignet. 
Wo das viele Geld bleibt? Offensichtlich versandet ein Gutteil in einem ineffizienten, aufge-
blähten Apparat. Es sind vor allem die Renten-, Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversiche-
rung, welche die Deutschen überdurchschnittlich stark schröpfen. Sie kosten deutlich mehr als 
in den skandinavischen Ländern, die mit viel weniger Geld ein vorbildliches Sozialsystem 
finanziert bekommen. 
Dann kostet die Asylflut vermutlich schon mehr als die Verteidigung. Und schließlich geht die 
Bundesrepublik immer weiter steigende Garantien für reformunwillige, klamme Euro-Süd-
staaten ein. Bundesaußenminister Sigmar Gabriel (SPD) hat erst dieser Tage wieder gefordert, 
noch mehr deutsche Milliarden ins bankrotte Griechenland zu pumpen. 
All das sollte bei den Wahlbürgern eigentlich ein politisches Erdbeben auslösen. Schäubles 
offene Arroganz deutet jedoch darauf hin, daß dies niemand in Berlin befürchtet.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 7. Juli 2017 (x887/...): 
>>Ein angemessener Trauerakt? 
Die Flagge der EU paßte besser zu Kohls Sarg als die deutsche 
Helmut Kohl gilt zwar vielen als "Kanzler der Einheit", aber das Streben des selbsternannten 
politischen Enkels Konrad Adenauers galt weniger dem deutschen Nationalstaat als der heuti-
gen EU. 
Von daher war es passend, daß im vormittäglichen Teil der Trauerfeierlichkeiten die Flagge 
der EU seinen Holzsarg schmückte. Am Nachmittag zierte dann zwar doch noch die Bundes-
dienstflagge den Sarg. Aber der entsprechende Teil der Feier fand wenigstens nicht im ostel-
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bischen Berlin, sondern im westrheinischen Speyer statt. Im Kaiser- und Mariendom zu Spey-
er liegt zwar nicht der Frankenherrscher Karl der Große begraben, der gemeinsame Kaiser von 
Deutschen und Franzosen, aber doch diverse andere Kaiser des (ersten) Heiligen Römischen 
Reiches, das stärker als das von Berlin aus regierte (zweite) Deutsche Reich einen universel-
len abendländischen Anspruch hatte, wie ihn auch die Gründerväter der Europäischen Ge-
meinschaften teilten.  
In die Amtszeit Kohls fiel zwar die deutsche Vereinigung, aber niemand wird behaupten wol-
len, daß er langfristig daraufhingearbeitet hätte. Noch 1987 meinte er: "Die Lösung der deut-
schen Frage steht nicht auf der Tagesordnung der Weltgeschichte." Zwei Jahre später gab es 
dann das Angebot aus dem Kreml. Kohl selber hat in anderem Zusammenhang von der "Gna-
de der späten Geburt" gesprochen. Kohl wurde die Gnade zuteil, daß dieses Angebot in seine 
Kanzlerzeit fiel. Der studierte Historiker erkannte die Gunst der Stunde, und bei der Qualität 
des politischen Führungspersonals der Bundesrepublik müssen die Deutschen dankbar sein, 
daß er sie nicht nur erkannte, sondern auch darauf verzichtete, sie bewußt auszuschlagen. 
Vielmehr griff er beherzt zu, was sich für ihn machtpolitisch in diversen gewonnenen Bundes-
tagswahlen auszahlte. 
Nicht unterschlagen werden sollte, daß Kohl - hier ganz in der Tradition Adenauers - dem 
Kreml den Verzicht auf Mitteldeutschland dadurch zusätzlich erschwerte, daß er dessen Inte-
gration in den Westen forderte. Zum Glück für die Deutschen blieb Michail Gorbatschow 
trotzdem bei seinem Angebot. Kohls Forderung auf die Westbindung hatte wenigstens den 
Vorteil, daß damit die USA für die Vereinigung gewonnen waren, denn deren Imperium 
wuchs dadurch um Deutschlands Mitte.  
Bei allen unbestreitbaren Verdiensten um die deutsche Einheit sollte man nie vergessen, daß 
in Kohls Regierungszeit auch der widerstandslose Verzicht auf Ostdeutschland sowie die Un-
terzeichnung des Vertrages von Maastricht fielen, dieses "Versailles ohne Krieg". 
Zur Verteidigung Kohls wird zwar darauf verwiesen, daß, abgesehen davon, daß Deutschland am 
meisten vom Euro profitiere, Frankreichs Präsident François Mitterrand auf den Verzicht der Deut-
schen auf ihre D-Mark als Preis für die französische Zustimmung zur deutschen Vereinigung bestan-
den habe. Doch was hätte Paris angesichts des Einverständnisses Washingtons und Moskaus ausrich-
ten können?<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 13. August 2017: >>Planwirtschaft 
läßt grüßen 
Erich Honecker hätte am "Dieselgipfel" seine helle Freude gehabt: Die Autohersteller müssen 
antreten, um sich von der Politik sagen zu lassen, unter welchen Bedingungen sie weiter Au-
tos bauen dürfen - und welche. Daß man nur ein weiteres überschaubares Lösegeld an die 
Umverteilungspolitiker bezahlen muß und Massenenteignungen der Kunden durch Fahrverbo-
te noch mal abgewendet werden konnten, feiern sie schon als Erfolg. 
Nach der faktenfreien Panik, mit der zuletzt Atomausstieg und "Energiewende" inszeniert und 
übers Knie gebrochen wurden, offenbart die geschürte Hysterie um Feinstaub und Diesel-
emissionen ein weiteres Mal den bedenklichen Geisteszustand der tonangebenden Kräfte in 
einem Land, das immer noch zu den führenden Industrienationen der Welt zählt. 
Der "Diesel-Skandal" ist ein Phantomproblem 
Die Zutaten sind skrupellose Öko-Lobbyisten und bornierte Sektierer in Politik und Medien, 
die bedenkenlos den industriellen Kern demontieren; eine opportunistische Regierungspartei, 
die vom Fürsprecher ökonomischer Vernunft und unternehmerischer Freiheit zum Handlanger 
ideologiegetriebener Wirtschaftshasser und Technikfeinde geworden ist; hasenfüßige Fachleu-
te und Konzernlenker, die sich in ihrer Subventionsmentalität weiter an die Politik klammern 
und vor dem grün-linken Zeitgeist einen Kotau nach dem anderen vollführen, statt seinen Zu-
mutungen energisch und rational zu widersprechen. 
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Der "Diesel-Skandal" ist ein Produkt dieser Konstellation. Nüchtern betrachtet ist er ein Phan-
tomproblem: Die Luft in Deutschland ist rein wie nie zuvor in einem Industrieland, die Auto-
abgase schadstoffärmer denn je, allein die vor allem bei Dieselaggregaten anfallenden Stick-
oxid-Emissionen sind im letzten Vierteljahrhundert um 70 Prozent gesunken. Trotz aller Er-
folge mißbrauchen Lobbyisten mit Öko-Etikett und die von ihnen getriebene Politik ihre ge-
wachsene Macht, um die Autoindustrie mit immer schärferen Grenzwerten zu treiben, die 
längst jedes vernünftige Maß hinter sich gelassen haben. Die zulässige Stickoxid-Belastung 
im Straßenverkehr ist inzwischen zwanzigmal niedriger als am Arbeitsplatz. 
Die Autos, die die Kunden kaufen wollen und mit denen die Industrie Geld verdienen kann, 
können diese Anforderungen objektiv kaum erfüllen. Die Hersteller haben sich trotzdem auf 
das Spiel eingelassen und das Nicht-Machbare versprochen. Mit dem Hintergedanken, sich 
mit Tricksereien aus der Affäre zu ziehen, und in der Hoffnung, die Politik werde sie schon 
decken, um die Kuh nicht zu schlachten, an der die wichtigste Wertschöpfungskette im Lande 
hängt. 
Auf dem Weg in die automobile Planwirtschaft 
Diese Strategie ist an der Gnadenlosigkeit der Öko-Lobbyisten und Grün-Ideologen und an 
der Unterwürfigkeit der Politik gegenüber ihrer medialen Deutungsmacht grandios geschei-
tert. Denn bei der Panikmache mit absurden Grenzwerten und aus fiktiven Annahmen errech-
neten Horrorstatistiken über "Feinstaub"- und "Dieseltote", die in letzter Konsequenz jedes 
Fahrzeug zur mörderischen Dreckschleuder stempeln, geht es längst nicht mehr um vorge-
schobene hehre Ziele wie Luftreinhaltung und öffentliche Gesundheit. 
Mit der massiven Kampagne gegen den Dieselantrieb ist Deutschland auf Siebenmeilenstie-
feln auf dem Weg in die automobile Planwirtschaft. Nicht nur ein vermeintlich "umweltschäd-
licher" Antrieb soll verdrängt und aus dem Verkehr gezogen werden, die individuelle Mobili-
tät und damit ein wesentliches Stück Bürgerfreiheit selbst steht zur Disposition. Die Bürger 
sollen umerzogen und gezwungen werden, bestimmte Fahrzeuge zu kaufen und andere nicht, 
und die Hersteller sollen ebenfalls ans Gängelband gelegt werden und ihr Angebot an ideolo-
gischen und politischen Vorgaben ausrichten. 
Dem gelernten "DDR"-Bürger mag das seltsam bekannt vorkommen. Der "Trabant" der grü-
nen Planwirtschaft ist das Elektroauto. Unter marktwirtschaftlichen Bedingungen bleibt es ein 
Prestigespielzeug für Wohlhabende, das noch dazu von der Allgemeinheit zwangssubventio-
niert werden muß. In Flexibilität, Reichweite und individueller Bewegungsfreiheit ist der E-
Antrieb dem Verbrennungsmotor unterlegen und wird es auf absehbare Zeit auch bleiben. 
China ist kein Vorbild  
Man mag den Furor belächeln, mit dem von Lehrern, Politologen und Studienabbrechern do-
minierte Grünen-Parteitage Totalverbote für Verbrennungsmotoren fordern oder der Sozial-
pädagoge Cem Özdemir der Autoindustrie erklären will, wie das Auto der Zukunft aussehen 
soll, und Bundeskanzlerin Merkel noch vor kurzem das Planziel von einer Million Elektroau-
tos in ein paar Jahren ausgegeben hat. 
Der rasante Vormarsch des Ungeists der sozialistischen Planwirtschaft in Politik und Öffent-
lichkeit sollte indes ebenso entschiedenen Widerspruch wecken wie die Begeisterung, mit der 
die Propagandisten der Elektromobilität die kommunistische Einparteiendiktatur China als 
Vorbild preisen. Peking geht es um handfeste wirtschaftliche Interessen: Ein Drittel der Wert-
schöpfung beim Bau eines Elektroautos findet in der Akkuproduktion statt. Und da hat das 
Reich der Mitte gegenüber den europäischen Motorenherstellern die Nase vorn. 
Wie der Autoantrieb der Zukunft aussehen könnte, wird nicht in Politbüros und staatlichen 
Planungskommissionen entschieden, sondern im von dirigistischen Bevormundern möglichst 
ungehinderten freien Spiel von Markt und Forschergeist. Kaiser Wilhelm II. glaubte noch, die 
Zukunft gehöre dem Pferd; er war aber klug genug, nicht alles andere verbieten zu wollen. 
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Planwirtschaft bedeutet schlechtere Versorgung zu höheren Preisen, das können die Nach-
wendedeutschen gerade an der "Energiewende" lernen. Diesem Fehlgriff auch noch eine ver-
ordnete "Mobilitätswende" folgen zu lassen, könnte Deutschland das industrielle Rückgrat 
brechen.<< 
Die Wochenzeitung "Deutschland-Kurier" berichtete am 27. September 2017: >>Nächster 
Schritt zur Schuldenunion 
Seit über sieben Jahren versuchen die Euro-Staaten ihre politische Ideologie einer gemein-
samen Währung gegen die Gesetze der Wirtschaftswissenschaften aufrechtzuerhalten. 
Die Illusion einer gemeinsamen Währung trotz stark abweichender Wettbewerbsfähigkeiten in 
den Volkswirtschaften der Euro-Zone ist jedoch bereits seit Mai 2010 gescheitert, als die 
Maastricht-Kriterien erstmals gebrochen und Griechenland aus der Patsche geholfen wurde. 
Seither sind zunächst mit dem EFSF und später mit dem ESM immer neue Haftungs- und 
Schuldenvergemeinschaftungsmodelle geschaffen worden. Gebracht hat es nichts. Die grie-
chischen Staatsschulden sind höher als je zuvor. In Griechenland, Spanien und Italien ist die 
Arbeitslosigkeit und besonders die Jugendarbeitslosigkeit trotz der EZB-Geldschwemme 
weiter auf Rekordniveau.  
Bezahlen durften das Spiel mit dem Feuer bisher vor allem deutsche Sparer, die Milliarden-
verluste durch die Niedrigzinspolitik zu verzeichnen haben. Einmal auf dem Holzweg droht 
nun der Turbo eingelegt zu werden. US-Ökonom Barry Eichengreen fordert nun einen euro-
päischen Solidaritätszuschlag, um kontinuierlich Geld aus den Geber- in die Nehmerländer zu 
transferieren. Zwar soll nach seinen Vorstellungen Geld nur in Krisenzeiten von einer poli-
tisch unabhängigen Institution vergeben werden. Aber die Euro-Krise ist inzwischen seit 
sieben Jahren der Normalzustand und was man von politisch unabhängigen Institutionen 
halten kann, wenn es zum Schwur kommt, erleben wir seit Jahren schon am Beispiel der 
EZB.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 3. Oktober 2017: >>Un-
ausgegoren wie die "Energiewende" 
Welche Schwierigkeiten ein zeitnahes Verbot von Autos mit Verbrennungsmotor mit 
sich brächte 
Prominente Vertreter der Grünen, sowie SPD- und unionsregierte Länder wollen bereits ab 
2030 keine Autos mit Benzin- oder Dieselmotoren mehr zulassen. Ähnlich wie bei der "Ener-
giewende" besteht damit die Gefahr, daß die Politik eine folgenreiche Weichenstellung vor-
nimmt, bevor überhaupt grundlegende Voraussetzungen geklärt sind. 
Im Fall der "Erneuerbaren" Energien ist es die Frage einer großtechnischen Speicherung, die 
bis heute ungelöst ist. Auch das momentan so stark von der Politik propagierte E-Auto krankt 
bislang an dem Problem der unbefriedigenden Speicherfähigkeit von Strom. Trotz erheblichen 
Forschungsanstrengungen ist ein großer Durchbruch bei der Energiedichte der Batterien bisher 
noch nicht gelungen. Im Schnitt weisen die Lithium-Polymer-Akkus eine Energiedichte von 
140 bis 180 Wattstunden je Kilogramm Gewicht auf. Die Energiedichte von Benzin liegt da-
gegen bei 12.800 Wattstunden pro Kilo. Das "Energiebündel" Diesel ermöglicht noch größere 
Reichweiten.  
Neue Konzepte, etwa neuartige Feststoffzellen für Lithium-Ionen-Akkus, sind zwar angekün-
digt, allerdings bislang nicht serienreif. Als interessanter Lösungsansatz für das Reichweiten-
problem bei Batterien galt einige Zeit das Konzept eines Schnellwechsels der Akkus an Lade-
stationen. Ein Pilotprojekt in Israel, das weltweit als Vorbild dienen sollte, ist allerdings im 
Jahr 2013 gescheitert.  
Auch die zu beobachtende Gewichtszunahme von Akkus läßt einen Schnellwechsel als Alter-
native zu langen Ladezeiten immer unrealistischer erscheinen. So wiegt die 90-Kilowatt-
Batterie, die der Hersteller Tesla in seinen E-Autos verbaut, mehr als eine halbe Tonne. Tesla 
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integriert die Batterie zudem in die Struktur des Autos, was einen Schnellwechsel zusätzlich 
ausschließt.  
Statt dessen setzt der US-Autobauer auf eine Schnelllade-Technik. Trotz der Bezeichnung 
"Supercharger" (Spitzenladegerät) für ihre Stromtankstellen müssen die Nutzer der E-Autos 
im Vergleich zur Tankfüllung für Benzin- oder Dieselfahrzeuge allerdings immer noch viel 
Zeit aufwenden. Tesla gibt für eine Reichweite von 270 Kilometern als Ladezeit immerhin 
eine halbe Stunde an. 
Drastische Dimensionen deuten sich auch bei der notwendigen Infrastruktur für Ladestationen 
an. Die Statistik wies zum Jahresbeginn 62,6 Millionen Kraftfahrzeuge und rund 14.500 
Tankstellen für ganz Deutschland aus. Ein Verbot von Verbrennungsmotoren würde es nötig 
machen, daß mehrere Millionen Parkplätze für Autos mit einer Ladestation ausgestattet wer-
den. Inzwischen sind Planungen der EU-Kommission bekannt geworden, offenbar ab 2025 in 
neuen und grundlegend renovierten Büro- oder Behördengebäuden mit mehr als zehn Park-
plätzen die Installation von Ladestationen obligatorisch zu machen.  
Bei Neubauten oder großen Renovierungen von Mehrfamilienhäusern mit mehr als zehn 
Parkplätzen will die Brüsseler Kommission sogar eine Verkabelung jedes Parkplatzes fordern. 
Bei derzeitigen Preisen von bis zu 75.000 Euro pro Ladestation droht als Folge ein massiver 
Kostenschub beim Bau oder der Renovierung von Immobilien.  
Skeptisch stimmen muß auch die Entwicklung in Norwegen, das als Vorreiter in Sachen Elek-
tromobilität gilt. Die Organisation "Elbilforening", welche die Interessen der norwegischen E-
Autofahrer vertritt, hat vor kurzem den Rat erteilt, auf die Anschaffung eines Elektroautos zu 
verzichten, wenn keine Möglichkeit besteht, die Fahrzeugbatterien zu Hause zu laden. Hinter-
grund ist die Schere zwischen zugelassenen E-Autos in Norwegen und den bereitstehenden 
Lademöglichkeiten.  
Angesichts des derzeitigen Bestandes von über 60 Millionen Kraftfahrzeugen in Deutschland 
drängt sich allerdings auch noch die Frage auf, wie der Mehrbedarf an Elektroenergie gedeckt 
werden soll. Der Wissenschaftsjournalist Vince Ebert hat sich auf spektrum.de die Mühe ge-
macht, allein die Auswirkungen von einer Million E-Autos durchzukalkulieren. Zur Erinne-
rung: Sigmar Gabriel hatte im Jahr 2008 als Umweltminister das Ziel ausgegeben, daß hierzu-
lande bis 2020 eine Million Elektroautos unterwegs sein sollen.  
Der Journalist Vince Ebert rechnet vor: "Für diesen Fall sollen laut Bundesregierung moderne 
Schnellladestationen von jeweils 350 Kilowatt Leistung im gesamten Land installiert werden. 
Dazu ein Rechenbeispiel: Angenommen, es ist 20 Uhr, und zehn Prozent der eine Million 
Elektroautobesitzer möchten ihre Fahrzeuge aufladen. Dann wird zusätzlich zu dem normalen 
Strombedarf eine Leistung von 35.000 Megawatt benötigt. Das entspräche ungefähr 23 mittle-
ren Kohlekraftwerken oder - falls Sie es nachhaltiger haben wollen - 35.000 Windrädern."  
Damit nicht genug. Der immense Mehrbedarf an elektrischer Energie zum Ersatz der Energie-
träger Benzin und Diesel würde auch noch in eine ohnehin schwierige Umbruchphase fallen. 
Nach dem Willen der Bundesregierung soll bis 2023 das letzte deutsche Kernkraftwerk vom 
Netz gehen. Als nächstes Großprojekt der "Energiewende" zeichnet sich bereits ein Ausstieg 
aus der Kohleverstromung ab. Deutschland deckt bislang rund 47 Prozent seiner Stromerzeu-
gung über die Verstromung von Stein- und Braunkohle ab.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 10. Oktober 2017: 
>>Ausverkauf der deutschen Wirtschaft 
Wie die Globalisierer die Spitzentechnologie aus Deutschland abziehen 
Die scheidende Bundesregierung verlangt von der EU, Vorschriften zu erlassen, mit denen 
Firmenübernahmen durch chinesische Investoren erschwert werden. ... Dafür ist es aus deut-
scher Sicht höchste Zeit, denn der Ausverkauf ist längst in vollem Gange, vor allem im Spit-
zentechnologiesektor Deutschlands. 
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Die großen Kapitalgesellschaften sind längst international. Sie produzieren nicht nur weltweit, 
haben weltweite Zulieferer, sondern haben auch weltweit Anteilseigentümer. Mehr als 70 
Prozent unserer DAX-Konzerne befinden sich mehrheitlich in ausländischer Hand, meist in 
US-amerikanischer. Ein vom Ausland beherrschter Konzern hat keine nationale Bindung 
mehr, hat keine Heimat, verlangt Globalisierung und Freihandel und vor allem Kapitalfreizü-
gigkeit einschließlich der Steuerersparnis durch Steueroasen.  
Dem internationalen Handel dieser globalen Konzerne verdankt Deutschland seine Export-
überschüsse. Diese Überschüsse wiederum sind nur dadurch erzielbar, daß Deutschland - 
meist öffentlich stark subventioniert - in Wachstumsbranchen wichtige technische Vorteile 
hatte oder noch hat. Verliert Deutschland solchen technischen Vorsprung, verliert es nicht nur 
seine Exportfähigkeit, sondern auch einen Teil des Wohlstandes des Landes.  
In diesem Sinne sind die technologischen Wachstumstreiber der internationalen Konzerne 
nicht nur von der Eigentumsstruktur einer Kapitalgesellschaft her, sondern auch wegen ihrer 
Abhängigkeit von ausländischen Großmächten wie den USA oder China für Deutschland 
höchst gefährlich.  
In Deutschland ist es weniger als in anderen Ländern möglich, technischen Vorsprung ge-
heim- und zurückzuhalten, weil die US-Amerikaner nach dem Besatzungsstatut das Recht 
haben, sämtliche deutschen digitalen und Informatiksysteme einschließlich aller Telefonlei-
tungen und Mobiltelefonsysteme in Deutschland flächendeckend und total zu kontrollieren. 
Sie können also jede in Deutschland entstehende neue Technologie sofort durch ihre Spiona-
gesysteme abgreifen und ihrer einheimischen Industrie weiterübermitteln. Oft weiß also die 
US-amerikanische Konkurrenzindustrie über neue Patententwicklungen eher Bescheid, als 
daß ein Patent in Deutschland erteilt ist.  
Wo die Totalspionage nicht ausreicht, werden sich technische Neuerungen durch Finanz- und 
Bestechungstricks angeeignet. Beispiel: Die ortungssichere U-Boot-Technologie der Kieler 
Howaldt-Werft, wo ein ungetreuer Vorstand mit Billigung der Bundesregierung angebliche 
US-amerikanische Übernahmewünsche durch Aushändigung aller Pläne und technischer In-
terna solange mitmachte, bis die Amerikaner alles hatten und an der Werft selbst nicht mehr 
interessiert waren. 
Wie gefährlich eine Verlagerung der deutschen Produktion ins Ausland ist, hat vor Jahrzehn-
ten die Fotobranche erfahren. Deutschland war in den 50er und 60er Jahren Weltführer bei 
Fotoapparaten. Dann wurde "wegen der billigeren Arbeitskräfte" die Produktion nach Asien 
verlegt und nur noch in Deutschland verkauft, bis die japanische Konkurrenz die deutschen 
Modelle besser auf dem Weltmarkt anbot als die Deutschen selbst und die Marktführung an 
sich gerissen hat. Heute kaufen die Deutschen asiatische Fotoapparate statt deutscher. 
Nach den USA und Japan ist nun China der große Technologieabsauger. Die Chinesen haben 
mehr als drei Billionen US-Dollar Guthaben, für die sie wahrscheinlich nichts mehr bekom-
men, wenn sie nicht rechtzeitig auf Sachwerte umsteigen. Sie kaufen deshalb in der ganzen 
Welt alles, was sie noch bekommen können, vor allem Technologie zu jedem Preis. In den 
USA können sie nicht einkaufen, weil die US-Regierung ein Sicherheits-Veto-Recht hat und 
dieses ständig ausübt. In Deutschland gibt es einen solchen nationalen Sicherheitsvorbehalt 
zwar auch, er wird aber nie genutzt, weil die globalisierungsfreundliche Bundesregierung dar-
in eine "internationale Handelsbeschränkung" sieht. So können die Chinesen in Deutschland 
ungehindert Hochtechnologie aufkaufen. 
Ein Beispiel des Ausverkaufs deutscher Technologie ist der Erwerb der Aktienmehrheit an der 
international führenden Roboterfirma Kuka in Augsburg. Sie hat ihre Weltspitze mit vielen 
deutschen Subventionen erreicht. Nun, wo sie in chinesischem Eigentum steht, ist auch die 
Produktionstechnologie von Kuka für Deutschland verloren, sie wird systematisch nach China 
verlegt. In wenigen Jahren schon werden die Deutschen Roboter aus China kaufen, die 
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Deutschland keinen Exportüberschuß mehr, sondern Exportdefizite bringen.  
Auch die deutschen Automobilfirmen haben erst nach China exportiert, wurden dann ge-
zwungen, eigene Fertigungsstätten in China aufzubauen, haben damit die deutsche Technolo-
gie in mehrheitlich Chinesen gehörende Firmen eingebracht und werden in den nächsten Jah-
ren gegen diese Firmen ihre heimischen Produkte immer weniger exportieren können, also 
den Exportmarkt verlieren. 
Auch Siemens sieht die digitale Zukunft vor allem in China und verlegt sein globales For-
schungszentrum für autonome Roboter in die Volksrepublik. Eigentlich ist folgerichtig nach 
dem Abzug der Kuka-Roboterführung, daß auch Siemens seine weltführende Roboterfor-
schung nicht ohne heimische Produktionsanwendung halten kann, sondern seine Zukunftsfor-
schung in das Land verlegt, welches auch die Robotertechnik erworben hat. 
Am schlimmsten für Deutschland ist das Beispiel Airbus. Dieser vom Staat stark subventio-
nierte Flugzeugkonzern hat - angeblich, um auf dem chinesischen Markt Fuß zu fassen - den 
Chinesen Produktionsanlagen für Airbus-Maschinen geliefert und aufgebaut, so daß die Chi-
nesen heute schon eigene Konkurrenzmaschinen zu Airbus in eigenen Firmen mit der Airbus-
Technologie bauen können. Es gehört keine Phantasie dazu vorauszusagen, daß in zehn Jah-
ren Airbus nicht mehr nach China liefern kann, weil dort chinesische Airbus-Firmen den 
Markt beherrschen.  
In allen Fällen hat der deutsche Steuerzahler die Zukunftstechnologien massiv aus den Steuern 
des Mittelstandes subventioniert und haben dann die internationalen Konzerne das Ergebnis 
dieser Subventionen und deutscher Technologie ins Ausland verlagert, verkauft oder dem 
Ausland sogar kostenlos überlassen. Die Bundesregierung sieht dies als normalen "Internatio-
nalisierungsprozeß" an und greift nicht ein.<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 18. Oktober 2017: >>Euro-Kritiker 
scheitern vor Verfassungsgericht 
Das Bundesverfassungsgericht hat eine Eilklage gegen die Ankäufe von Staatsanleihen durch 
die Europäische Zentralbank (EZB) zurückgewiesen. Geklagt hatten die früheren AfD-
Politiker Bernd Lucke, Hans-Olaf-Henkel, der frühere stellvertretende CSU-Vorsitzende Peter 
Gauweiler sowie weitere Skeptiker der Euro-Rettungspolitik. Sie wollten eine einstweilige 
Anordnung des Gerichts erwirken, die es der EZB untersagt hätte, bis zur Entscheidung im 
Hauptsacheverfahren vor dem Europäischen Gerichtshof weiter Anleihen aufzukaufen. 
Im Juli hatte das Bundesverfassungsgericht in der Sache den Europäischen Gerichtshof einge-
schaltet. Die Richter in Karlsruhe lehnten den Eilantrag nun mit der Begründung ab, daß eine 
einstweilige Anordnung die Entscheidung der Luxemburger Richter vorweggenommen hätte. 
Um die Inflation hochzutreiben, kauft die EZB seit März 2015 Staatsanleihen und andere 
Wertpapiere - derzeit für 60 Milliarden Euro im Monat. Das Programm, dessen Risiken auch 
die nationalen Notenbanken tragen, soll noch bis mindestens Ende dieses Jahres laufen. Ex-
AfD-Chef Bernd Lucke reagierte auf das Urteil via Twitter: "Schade: Das Bundesverfas-
sungsgericht lehnt meinen Antrag auf Anordnung gegen PSPP (Public Sector Purchase Pro-
gramme) der EZB ab. Zumindest eine Debatte im Bundestag wäre angebracht gewesen."<< 
Die Tageszeitung "Frankfurter Allgemeine Zeitung" berichtete am 26. Oktober 2017: 
>>Mario Draghi gibt Vollgas im Nebel  
Die EZB halbiert das Volumen ihrer Staatsanleihekäufe. Aber eine geldpolitische Wende ist 
das keineswegs! Mario Draghi tritt nicht auf die Bremse - im Gegenteil.  
Mario Draghi tritt nicht auf die Bremse, wie manche meinen, nur weil das Volumen der 
Staatsanleihekäufe halbiert wird. Denn das Kaufprogramm wird verlängert. Der EZB-Prä-
sident weigert sich, ein Ende der Staatsfinanzierung zu beschließen, von der vor allem Italien 
profitiert. Von einer geldpolitischen Wende der Zentralbank kann man schon deshalb nicht 
reden, weil das nicht die erste Reduzierung der Käufe bei gleichzeitiger Verlängerung ist. 
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Aufgrund der Wiederholung lassen sich die Folgen gut abschätzen. Bei einem Leitzins von 
null und politischen "Marktzinsen" steigen die Preise an den Vermögensmärkten weiter, was 
Haus- oder Aktienbesitzer freuen mag, aber Sparer verzweifeln läßt, weil deren Altersvorsor-
ge dahinschmilzt. Bald dürfte die EZB-Bilanz die Hälfte der Wirtschaftsleistung des Euro-
raums umfassen, dann darf man wohl von finanzieller Planwirtschaft in der Währungsunion 
sprechen. 
Wie Zentralbanker in Amerika gibt auch Draghi vor, die Märkte und die Volkswirtschaften 
steuern zu können. Dabei kann er nicht mal erklären, warum er sein Inflationsziel von 2 
Prozent, das er wie eine Monstranz vor sich herträgt, nicht erreicht, obwohl die Konjunktur 
läuft und die Geldpolitik heute - zehn Jahre nach der Finanzkrise (!) - viel expansiver ist als 
damals. Auch vermag er nicht zu sagen, wieso die Löhne trotz Vollbeschäftigung nicht stärker 
steigen. Ein weiteres großes Rätsel ist, warum die Produktivität kaum wächst, obwohl die 
digitale Revolution so gut wie jeden Lebensbereich erfaßt. 
Wo bleibt Draghis Demut? 
Mehr Demut stünde auch Draghi gut zu Gesicht. Taugt das Inflationsziel noch? Werden Infla-
tion und Produktivität richtig gemessen? Dürfen Zentralbanker überhaupt die Märkte aus-
schalten, wenn sie das Zusammenspiel globalisierter Volkswirtschaften nicht wirklich durch-
dringen? Was passiert, wenn die EZB den Zeitpunkt für den Ausstieg ihrer ultralockeren 
Politik verpaßt? Was macht sie dann im nächsten Abschwung? 
Solche Fragen werden ausgeblendet, genauso wie die Risiken ihrer extremen Geldpolitik. 
Indem der Bestand an Staatsanleihen Monat für Monat wächst, wird die Geldpolitik immer 
expansiver, damit steigen die Gefahren für die Stabilität der Finanz- und Immobilienmärkte. 
Eine andere Politik mit der Rückkehr der Zinsen wird es erst dann geben, wenn Draghi nicht 
mehr im Amt ist.<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" berichtete im Oktober 2017 im COMPACT-
Spezial Nr. 15 (x351/59-61): >>Die fünf größten Profiteure 
_ von Andrew Follett 
"Sobald das Geld im Kasten klingt, die Seele in den Himmel springt!" Wie bei Johann Tetzels 
Ablaßhandel gibt es auch bei der angedrohten Klimaverdammnis immer jemanden, der die 
Hand aufhält. Wer den größten Reibach mit der Angst macht, lesen Sie in dieser Rangliste. 
Ökoaktivisten werfen Klimaskeptikern gerne vor, ihr Geld auf dem Rücken der Umwelt zu 
verdienen oder von der Erdöl-Lobby geschmiert zu sein. Dabei macht Letztere jährlich nur 46 
Millionen Dollar locker, wie aus einer Analyse des US-Magazins Forbes von Anfang 2014 
hervorgeht. Das ist etwa sechs Mal weniger als Greenpeace mit seinem 260-Millionen-Dollar-
Budget von 2011. Laut Forbes kommen die fünf größten Öko-NGOs Greenpeace, The Nature 
Conservancy, World Wildlife Fund (WWF), National Wildlife Federation und der Sierra Club 
zusammen auf mehr als 1,6 Milliarden Dollar pro Jahr. 
Tatsächlich haben also die Aktivisten der globalen Erwärmung viel mehr Geld zur Verfügung 
als ihre Gegner. Die fünf Spitzenverdiener im Klima-Busineß sind folgende: 
Platz 1: Al Gore 
Der ehemalige US-Vizepräsident hat es durch seinen selbstlosen Einsatz gegen die globale 
Erwärmung geschafft, sein Privatvermögen von 700.000 Dollar im Jahr 2000 auf 200 Millio-
nen Dollar im Jahr 2017 zu vergrößern. Gore sowie der ehemalige Chef von Goldman Sachs 
Asset Management, David Blood, machten zwischen 2008 und 2011 Profite in Höhe von 218 
Millionen Dollar, und zwar durch den Handel mit Emissionszertifikaten - ein Geschäftsmo-
dell, das alleine auf Gores zuvor geschürter CO2-Panik basiert.  
"Al Gore ist auf dem Weg, der erste Kohlenstoff-Milliardär der Welt zu werden."  
The Telegraph 
Im Jahr 2008 war er in der Lage, atemberaubende 35 Millionen Dollar seines Gewinns in 
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Hedgefonds und andere rentable Investments zu pumpen. Darüber hinaus hat er viel Geld in 
Unternehmen gesteckt, die kurz darauf im Zusammenhang mit neuen Klimagesetzen große 
Regierungszuwendungen erhielten. Dabei sprang für den Ex-Vizepräsidenten immer eine or-
dentliche Rendite heraus.  
2009 schrieb The Telegraph dazu: "Al Gore 'profitiert' von der Klimaagenda" und sei auf dem 
Weg, "der erste Kohlenstoff-Milliardär der Welt zu werden". 
2. Platz: Elon Musk 
Der Starinvestor und Großunternehmer, der bereits als Anteilseigner des Bezahlsystems Pay-
Pal ein Vermögen machte, gründete eine Reihe innovativer Firmen wie den Elektroauto-
Hersteller Tesla Motors, den Marktführer in Sachen Solarkollektoren SolarCity oder die 
Raumfahrtfirma SpaceX, die sich in Milliarden regierungsamtlicher Subventionen wälzen.  
Im Jahr 2014 erhielt Musk 1,4 Milliarden Dollar von den Steuerzahlern in Nevada, um eine 
"Gigafabrik" für Tesla zu errichten. SolarCity erhielt ebenfalls große Summen, um nach Ne-
vada zu ziehen - über eine Million Dollar flossen direkt aus dem Büro des Gouverneurs.  
Als der US-Bundesstaat Änderungen an den Subventionen für Solarenergie vornahm, die zur 
Folge hatten, daß SolarCity nicht mehr begünstigt wurde, verließ das Unternehmen Nevada 
prompt. Mit anderen Standorten des Unternehmens war es zuvor ganz ähnlich gelaufen. 
Der Autohersteller Tesla verkauft auch Lithium-Ionen-Batterien - sogenannte Powerwalls - für 
7.000 Dollar pro Stück, die Strom in Privathaushalten speichern. Die ursprüngliche Absicht 
war es, Solar-Panels auf Dächern für Verbraucher erschwinglich zu machen. Die Powerwalls 
sollen sich nach Berechnung des Institute for Energy Research aber erst nach etwa 30 Jahren 
amortisieren, doch Tesla gibt lediglich zehn Jahre Garantie und schätzt, daß die Batterien nur 
etwa 15 Jahre lang halten werden. 
3. Platz: Warren Buffet 
Der US-Milliardär und Spekulant hat sehr viel in Stromversorgungsunternehmen wie NV 
Energy Inc., einen Elektrizitäts- und Gasversorger mit Sitz in Las Vegas, investiert und ist seit 
einiger Zeit auch auf den lukrativen grünen Energiezug aufgesprungen:  
Berkshire Hathaway Energy hat knapp 30 Milliarden Dollar in erneuerbare Energiequellen 
investiert, vor allem in Windkraftanlagen. 
Besonders stark hat sich Buffet bei der Lobbyarbeit in Sachen "Net-Metering" engagiert - hier 
geht es um die Vergütung von Strom aus privaten Wind- oder Photovoltaikanalagen. Ihm ge-
lang die Revision eines Gesetzes in Nevada zugunsten der Stromversorger, also seiner Kon-
zerne. Allein diese Änderung der Politik führte dazu, daß der rivalisierende Milliardär Elon 
Musk etwa 165 Millionen Dollar an einem einzigen Tag verlor. 
4. Platz: Vinod Khosla 
Der aus Indien stammende US-Milliardär wird als "Vater der sauberen Energierevolution" 
bezeichnet und hat über eine Milliarde Dollar in die Gründung von rund 50 verschiedenen 
Energie-Startups investiert. Ebenso steckt er hinter einigen der spektakulärsten Pleiten der 
Greentech-Industrie. Ans Aufgeben dachte er nie. Nach wie vor sieht er den Markt der erneu-
erbaren Energien als Profitquelle der Zukunft. 
Viel Geld hat Khosla in den Treibstoffzusatz Ethanol gesteckt. Ob sich diese Investition rech-
net, hängt stark von den Vorschriften der US-Regierung ab, die vorgibt, wieviel Ethanol Ben-
zin enthalten muß. Steuernachlässe für den industriellen Alkohol haben die Regierung zwi-
schen 1978 und 2012 bis zu 40 Milliarden Dollar gekostet, schreibt die Zeitschrift National 
Review. 
Das Biosprit-Unternehmen KiOR wurde von Khosla maßgeblich finanziert und machte, nach-
dem es zuvor in den Himmel gelobt wurde, im November 2014 pleite - mit verheerenden Fol-
gen für den US-Bundesstaat Mississippi, der KiOR einen zinslosen Kredit über 20 Jahre in 
Höhe von 75 Millionen Dollar gewährt hatte. Diese Gelder waren dem Unternehmen nur be-
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willigt worden, weil Khosla dem Staat versichert hatte, daß er Fabriken im Wert von 500 Mil-
lionen Dollar errichten und 1.000 Arbeitsplätze schaffen würde. 
5. Platz: James Cameron 
Der bekannte Filmregisseur und -produzent hat ebenfalls gewaltig vom Umweltaktivismus 
profitiert und erfreut sich eines einwandfreien, grünen Gewissens.  
Anfang 2010 verstieg er sich laut BBC sogar zu der Behauptung, daß "wir in einer Weise mo-
bil machen müssen wie während des Zweiten Weltkriegs", um die globale Erwärmung zu 
stoppen. 
Über Wissenschaftler, die hinsichtlich des "Global Warmings" skeptisch sind, ließ Cameron 
in Wildwest-Manier verlauten: "Ich möchte diese Leugner auf die Straße herausrufen, wenn 
die Sonne am höchsten steht, und diese Holzköpfe zum Duell fordern." Weiter sagte er: "Jeder 
Einzelne, der in dieser Zeit noch ein Leugner der globalen Erwärmung ist, hat seinen Kopf so 
tief in seinem Arsch, daß ich nicht weiß, ob er mich hören kann." 
"Wir müssen gegen den Klimawandel mobil machen wie während des Zweiten Welt-
kriegs."  
US-Regisseur James Cameron 
Der Science-Fiction-Film Avatar - Aufbruch nach Pandora (2009), der die Zerstörung einer 
paradiesischen Welt durch fremde Eindringlinge und Ausbeuter thematisierte - und damit 
enorm auf der Welle des grünen Bewußtseins unserer Zeit ritt - , brachte Cameron über 650 
Millionen Dollar ein, was ihn zu einem der reichsten Regisseure aller Zeiten machte.  
Kampf gegen den Klima-Hitler 
"Wir, die menschliche Spezies, sind mit einem planetaren Notfall konfrontiert - einer Bedro-
hung für das Überleben unserer Zivilisation, die in ihrer unheilvollen und destruktiven Kraft 
weiter steigt, während wir uns hier versammeln. ... Dennoch, trotz einer wachsenden Zahl 
ehrbarer Ausnahmen, sind immer noch zu viele Führer dieser Welt am besten mit den Worten 
Winston Churchills beschrieben, die er an jene richtete, die die Bedrohung durch Adolf Hitler 
ignorierten:  
"Sie handeln merkwürdig paradox, entschieden nur darin, unentschieden zu sein, entschlossen 
zur Unentschlossenheit, unerbittlich in ihrer Wankelmütigkeit, fest in ihrer Flüssigkeit, all-
mächtig darin, ohnmächtig zu sein."" (Aus einer Rede, die Al Gore am 10. Dezember 2007 in 
Oslo hielt, als er den Friedensnobelpreis entgegennahm) 
_ Andrew Follett ist ein US-amerikanischer Journalist mit den Spezialbereichen Energie und 
Wissenschaft. Er schreibt für eine Reihe von Publikationen, unter anderem auch für die Web-
seite dailycaller.com, der dieser Text entnommen ist. COMPACT hat ihn leicht redigiert. Zu-
erst entdeckt haben wir den Artikel auf der Seite des Europäischen Instituts für Klima und 
Energie (EIKE) und danken Chris Frey für die Übersetzung.<<  
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" berichtete im Oktober 2017 im COMPACT-
Spezial Nr. 15 (x351/62-63): >>Windrad-Kommunismus 
_ von Daniell Pföhringer 
Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) ist ein planwirtschaftliches Instrument, das Gelder 
an die Ökostromanbieter umverteilt. Die Verbraucher zahlen die Zeche - vor allem die ärm-
sten. 
In keinem anderen Land der Welt wird die Erzeugung von Strom aus Wasserkraft, Windener-
gie, Solaranlagen, Biomasse und Geothermie finanziell so stark gefördert wie in Deutschland. 
Beliefen sich die Kosten der Energiewende bis 2015 schon auf rund 150 Milliarden Euro, 
könnten sie sich nach einer aktuellen Studie des Instituts für Wettbewerbsökonomie der Uni-
versität Düsseldorf (DICE) in den nächsten zehn Jahren auf insgesamt 520 Milliarden Euro 
erhöhen. 
Das Subventionsvolumen für Erneuerbare beträgt inzwischen mehr als 25 Milliarden Euro pro 
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Jahr. Das sind über 300 Euro je Bundesbürger. Laut DICE ist allein für den Zeitraum 2016 bis 
2025 mit einer Belastung von gut 37,50 Euro pro Monat und Einwohner zu rechnen. Von ei-
ner Verringerung der volkswirtschaftlichen Kosten der Energieversorgung, wie sie von der 
Bundesregierung im Zuge des übereilten Ausstiegs aus der Atomkraft nach Fukushima 2011 
in Aussicht gestellt wurde, kann also keine Rede sein. 
Energiepolitische Planwirtschaft 
Das planwirtschaftliche Produktionsregime der Energiewende hat ein altes Prinzip der Elek-
trizitätswirtschaft außer Kraft gesetzt: Früher richtete sich die Produktion nach dem Ver-
brauch. Es wurde genau so viel angeboten, wie auch abgenommen wurde, denn Strom kann 
man schlecht speichern.  
Doch heute bestimmt nicht mehr die Nachfrage das Produktionsvolumen, sondern die Natur, 
also Wind und Sonne. Herrscht eine steife Brise und strahlt gleichzeitig die Sonne, dann wird 
mehr Strom eingespeist als gebraucht wird. Die Netzbetreiber drosseln in diesem Fall ihre 
Kohle- und Gaskraftwerke, um eine Überlastung zu verhindern.  
Bläst es noch stärker, müssen selbst Windparks vom Netz genommen werden, obwohl der 
Verbraucher weiter dafür zahlt. Auch das offenkundige Nord-Süd-Gefälle liegt in dieser 
Energie-Kommandowirtschaft begründet, da es auf einen klassischen Fehler zurückzuführen 
ist, der schon den früheren Ostblockstaaten zu schaffen machte, nämlich die mangelnde Syn-
chronizität der Wirtschaftssektoren.  
Soll heißen: Im Norden baut man die Landschaft mit Windrädern zu, hat aber nicht genügend 
Leitungen, um den produzierten Strom in den Süden zu bringen. Die dafür benötigten Trassen 
fehlen. 
Versprochen ist versprochen und wird schnell gebrochen - das gilt auch für die Zusage Angela 
Merkels aus dem Jahr 2011, daß die EEG-Umlage nicht über den Wert von 3,53 Cent pro Ki-
lowattstunde steigen werde. Mittlerweile hat sich die Umlage auf 6,88 Cent nahezu verdop-
pelt. Laut Berechnungen der Pro-Energiewende-Denkfabrik Agora, die von dem früheren 
Bundesumweltminister Klaus Töpfer (CDU) geleitet wird, soll die EEG-Umlage 2018 zwar 
minimal auf 6,74 Cent pro Kilowattstunde (kWh) sinken, dieser Wert ist allerdings mit Pro-
gnoseunsicherheiten behaftet, so daß tatsächlich eine Bandbreite zwischen 6,6 und 6,9 Cent 
möglich wäre. Schon 2019 sieht Agora die Kosten wieder deutlich ansteigen - und zwar auf 
mehr als 7,5 Cent je kWh. 
Papa Staat greift zu 
Statt der "Strompreisbremse", von der Kanzleramtschef Peter Altmaier einmal geredet hat, 
steht der Fuß weiterhin auf dem Gaspedal. So hat sich seit 1998 der Strompreis schon um sage 
und schreibe 70 Prozent erhöht, wofür hauptsächlich der Staat durch die Erhöhung von Steu-
ern, Gebühren und Abgaben verantwortlich ist. 
Lag der durchschnittliche Preis für eine Kilowattstunde in Deutschland 1998 bei 17,1 Cent 
(berechnet auf der Grundlage eines Jahresverbrauchs von 3.500 kWh), stieg er bis 2011 auf 
25,2 Cent und liegt aktuell bei 29,16 Cent. Der Staatsanteil erhöhte sich im gleichen Zeitraum 
von 24,5 über 45,3 auf aktuell 55 Prozent. Der Anteil der EEG-Umlage - das ist im Grunde 
die Differenz zwischen dem Preis, den Stromerzeuger bekommen, und den garantierten Ab-
nahmepreisen für Ökostrom - liegt derzeit bei 23,6 Prozent. Die Stromkosten für private 
Haushalte in Deutschland liegen schon jetzt fast 50 Prozent über denen in Frankreich mit sei-
nen 58 Atomreaktoren. Laut einer Studie des Karlsruher Instituts für Technologie dürften sich 
die Preise bis 2025 nochmal um 70 Prozent erhöhen. 
Grassierende Stromarmut 
Durch die Preisexplosion droht Energie inzwischen zu einem Luxusgut zu werden. Die soge-
nannte Stromarmut ist ein Phänomen, das sich im Zuge der Merkelschen Ökopolitik rasant 
ausgebreitet hat - vor allem die Bürger im Osten sind davon stark betroffen.  
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Laut Antwort der Regierung auf eine Anfrage der Linksfraktion wurde 2016 rund 330.000 
Haushalten in Deutschland der Strom abgestellt, weil sie ihre Rechnungen nicht bezahlen 
konnten. Von 2011 bis 2015 schwankte die Zahl der jährlichen Sperren zwischen 312.000 und 
352.000. 
Schon im Energie-Wendejahr 2011 wurden beispielsweise in Sachsen rund 1,3 Millionen 
Mahnungen verschickt und rund 250.000 Sperrandrohungen ausgesprochen. Bei mehr als 
21.600 Haushalten wurde diese Drohung auch wahr gemacht - sie waren zeitweilig komplett 
ohne Strom. Die Verbraucherzentrale sprach damals von einer Preissteigerung um 100 Pro-
zent in den vergangenen 13 Jahren.  
Inzwischen sind die Zahlen sogar noch weiter nach oben gegangen. Insbesondere für die 6,4 
Millionen Hartz-IV-Bezieher und gut eine Million Sozialhilfeberechtigten in Deutschland 
wird die Teuerung zum Existenzproblem.  
Nach Angaben des Verbraucherportals Verivox belaufen sich die realen Kosten eines Allein-
stehenden für die Grundversorgung mit Strom im bundesweiten Durchschnitt auf 44,30 Euro 
monatlich und damit auf 26 Prozent mehr, als im Regelsatz dafür vorgesehen ist. Besonders 
gravierend ist auch in diesem Fall das Problem im Osten, weil der Strom dort teurer ist. So 
müssen Singlehaushalte in Brandenburg pro Monat rund 49 Euro für Strom aufwenden - und 
damit fast 40 Prozent mehr, als Hartz-IV-Bezieher für den Energiebedarf erhalten. Aufs Jahr 
gerechnet ergibt dies einen Fehlbetrag von 168 Euro.  
In Mecklenburg-Vorpommern fallen im Schnitt gut 47 Euro pro Monat an Stromkosten an, in 
Thüringen 46 Euro. Hauptleidtragende des energiepolitischen Ökostrom-Sozialismus sind also 
wieder einmal die Ärmsten der Armen - jene Bevölkerungskreise, die sich wenig Gedanken 
über einen möglichst nachhaltigen Lifestyle machen können, weil es bei ihnen um das nackte 
Überleben geht. Die Energiewende ist damit nicht nur ein ökonomisch schädliches und unbe-
zahlbares, sondern auch ein zutiefst unsoziales Projekt, bei dem es nur einen Gewinner gibt: 
die hochsubventionierte Wind- und Solarstromindustrie.  
Schäfflers Einspruch 
"Wir planen von der Spitze herab, wie viele Gaskraftwerke zu bauen und Kilometer Überland-
leitungen zu errichten sind. Wir greifen ein in das Preisgefüge bei Strom aus sogenannter er-
neuerbarer Energie, indem wir umfangreiche Subventionstatbestände schaffen. Wir planen 
hier in Berlin, welcher Anteil des Stroms aus welcher Quelle produziert werden soll. Wir 
ignorieren dabei sämtliche ökonomischen Einsichten über das Funktionieren von Märkten und 
die Wichtigkeit des Preissystems als Mechanismus zur Vermittlung von Informationen. ... An 
die Stelle der privaten und dezentralen Pläne der Unternehmer und ihrer Kunden setzen wir 
unsere angeblich überlegene Kenntnis, wie sich Wirtschaft und Gesellschaft organisieren sol-
len." (Aus der schriftlichen Begründung des FDP-Bundestagsabgeordneten Frank Schäffler für 
seine Ablehnung des von seiner Partei mitbeschlossenen Atomausstiegs am 30. Juni 2011) 
…<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" berichtete im Oktober 2017 im COMPACT-
Spezial Nr. 15 (x351/65-66): >>Wollt Ihr den totalen Blackout? 
_ von Daniell Pföhringer 
Die Energiewende soll das Klima retten - doch bisher hat sie eher die Stromversorgung ge-
fährdet. Seit dem überhasteten Atomausstieg gibt es immer wieder Netzzusammenbrüche - 
erst im Januar 2017 schrammte das Land haarscharf an einem Totalausfall vorbei. Ein solcher 
könnte schlimme Folgen haben. 
Es gibt schon seltsame Zufälle, so wie Anfang Dezember 2012: Nur einen Tag, nachdem der 
damalige Bundeswirtschaftsminister Philipp Rösler (FDP) davor warnte, daß es wegen der 
Stilllegung zahlreicher Kraftwerke zu Engpässen bei der Elektrizitätsversorgung kommen 
könnte, wurde es in Bayerns Landeshauptstadt München zappenduster. 
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In Schwabing, Pasing, Giesing, Sendling, Riem und anderen Teilen der Millionenmetropole 
blieben für mehr als zwei Stunden Straßen- und U-Bahnen stehen, Ampeln fielen aus, Fahr-
stühle streikten, elektronische Türen bewegten sich nicht mehr, und in den Krankenhäusern 
sprangen die Notaggregate an. Ursache des Strom-Blackouts war eine Störung im Umspann-
werk - es stand nicht genügend Grundlast zur Verfügung. Die meisten Münchner hätten sich 
dieses Chaos niemals vorstellen können, doch großflächige Ausfälle könnten auch anderswo 
schon bald keine Seltenheit mehr sein. Daß Wind- und Sonnenstrom nicht grundlastfähig sind, 
haben die Konstrukteure der Energiewende offenbar vergessen. 
Gefährliche "Dunkelflauten" 
Warnungen gab es genug. Bereits 2011 stellte die Wirtschaftsberatungsgesellschaft A.T. 
Kearney fest, daß die Versorgungssicherheit im zweiten Jahr der Energiewende stark gesun-
ken war. Die Zahl der Netzausfälle steigt seit 2009 kontinuierlich an, und weil die Grundlast 
nach Abschaltung mehrerer Atommeiler vor allem durch fossile Kraftwerke erzeugt wird, 
nahm der Primärenergieverbrauch an Kohle, Öl und Gas nicht ab, sondern stark zu. Daß dies 
im Sinne des Umweltschutzes und der selbstgesteckten Klimaziele ist, darf bezweifelt wer-
den. 
"Unsere Energieversorgung ist unsicherer geworden."  
Klaus Schäfer 
Probleme gibt es meist in den Wintermonaten. Erst im Januar dieses Jahres wäre es sogar fast 
zu einem Ausfall des gesamten Netzes gekommen. Der Deutsche Wetterdienst meldete 
Durchschnittstemperaturen von minus 2,3 Grad, die damit unter den für den Jahresanfang üb-
lichen Werten lagen. Die Sonne brach nur selten durch, oft war es windstill.  
Solche "Dunkelflauten", so der Fachterminus der Energiewirtschaft, sind für das deutsche 
Elektrizitätsnetz, das zunehmend auf nicht speicherbaren Strom aus Windkraft- und Solaran-
lagen setzt, überaus gefährlich. 
Besonders dramatisch war die Lage am 24. Januar 2017: Nach Angaben des Vorsitzenden der 
IG Bergbau Chemie Energie, Michael Vassiliadis, konnten die Netzbetreiber die Stromversor-
gung an diesem Tag nur mit größter Mühe aufrechterhalten. Die deutschen Verbraucher riefen 
mehr als 80 Gigawatt ab, von denen die Erneuerbaren nicht einmal fünf Prozent beisteuern 
konnten. An einen Import von Nachbarstaaten wie Frankreich war nicht zu denken, denn die 
hatten wegen der Kältewelle selbst arge Schwierigkeiten, ihren Bedarf zu decken. Daß die 
Lichter in Deutschland nicht komplett ausgingen, lag laut Vassiliadis nur daran, daß die Ener-
gieversorger "auch noch das letzte Reservekraftwerk" ans Netz nahmen.  
"Kohle, Gas und Kernkraft hielten das Land quasi im Alleingang unter Strom", so der Ge-
werkschaftschef. Vor größeren Blackouts warnte im Mai dieses Jahres auch Klaus Schäfer. 
"Unsere Energieversorgung ist unsicherer geworden. Das läßt sich auch daran ablesen, wie 
häufig die Netzbetreiber eingreifen müssen, um Schlimmeres zu verhindern", so der Chef des 
Energiekonzerns Uniper. Das Thema sollte deshalb bei der Bundesregierung "ganz oben auf 
der Liste der Aufgaben" stehen. Leider ist das nicht der Fall - und das kann schwerwiegende 
Folgen haben. 
Anarchische Zustände 
Was nach einem großflächigen Stromausfall passieren kann, beschreibt der Schriftsteller Marc 
Elsberg in seinem 2012 erschienenen Technik-Thriller Blackout, für den er mehrere Jahre 
über die europäischen Energienetze recherchiert hat:  
Versorgung und Infrastruktur brechen zusammen, Plünderungen und Anarchie breiten sich 
aus, die Städte versinken in Chaos und Gewalt. Die Zeitschrift Bild der Wissenschaft bezeich-
nete sein Szenario als "realitätsnah". "Strom ist wie das Blut im Körper. Beides muß fließen, 
sonst bricht das ganze System zusammen", so Elsberg. Allein der Energiekreislauf Deutsch-
lands ist insgesamt rund zwei Millionen Kilometer lang, die Leitungen würden etwa 45 Mal 
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rund um die Erde reichen - und die Grundlast muß immer vorhanden sein. "Das Stromnetz ist 
das System der Systeme: Jeder Einzelne von uns hängt 24 Stunden am Tag von ihm ab", so 
Elsberg. "Ohne Strom stürzt eine Gesellschaft zurück ins Mittelalter." 
"Strom ist wie das Blut im Körper. Beides muß fließen, sonst bricht das ganze System zu-
sammen."  
Marc Elsberg 
Daß ein Blackout eine westliche Gesellschaft tatsächlich an den Rand eines Bürgerkriegs füh-
ren kann, konnte man 2005 nach dem Hurrikan Katrina in den Südstaaten der USA beobach-
ten: Zehntausende Menschen wurden obdachlos, den Notstromaggregaten in den Krankenhäu-
sern ging der Treibstoff aus, Unruhen griffen um sich, bewaffnete Banden raubten im Schutz 
der Dunkelheit Supermärkte und Privatwohnungen aus. Nach drei Tagen erhielten Polizisten 
das Recht, Plünderer zu erschießen. "Während Katrina waren wir nicht in der wahren Welt, 
wir lebten in einem Holocaust", wurde David Benelli, damals Polizeileutnant in New Orleans, 
von den Medien zitiert. 
"Hochgradig verletzbar" 
Würde der Strom in ganz Deutschland ausfallen, sähe es nicht besser aus. "Nach 24 Stunden 
gäbe es kein Geld, keine Nahrung und keinen Verkehr mehr. Auch die Wasserversorgung und 
sämtliche Kommunikationsmittel würden innerhalb kürzester Zeit zusammenbrechen", so 
Christoph Revermann, stellvertretender Leiter des Büros für Technikfolgenabschätzung beim 
Deutschen Bundestag. 
Seine Forschungsstelle hat 2011 erstmals die Folgen eines Netzausfalls in mehreren Bundes-
ländern untersucht und war zu dem Schluß gekommen: "Die Versorgung der Bevölkerung mit 
lebensnotwendigen Gütern erfolgt über ein eng verflochtenes Netzwerk an kritischen Infra-
strukturen, die hochgradig verletzbar sind. Die Folgen eines Blackouts sind nicht beherrsch-
bar, selbst unter Mobilisierung aller internen und externen Kräfte und Ressourcen. 
"Rund 430 Millionen Euro pro Stunde würde Deutschland ein solcher Stromkollaps kosten. 
Und dazu bräuchte es noch nicht mal eine Naturkatastrophe - die Energiewende reicht.  
Elektrisierend 
Der spannende Roman Blackout von Marc Elsberg zeigt, wie Europa nach einem beinahe flä-
chendeckenden Stromausfall aussieht. In den Millionenstädten und auf dem Land wird es von 
einer Sekunde auf die andere dunkel, die Versorgung bricht zusammen, aus den Leitungen 
kommt bald kein Wasser mehr, Benzin und Lebensmittel werden knapp, die Straßen versin-
ken im Müll, und Kriminalität breitet sich aus.  
Ein italienischer Computerspezialist hat den Verdacht, daß es sich um einen terroristischen 
Hacker-Angriff handeln könnte und geht der Sache nach. Doch schon bald gerät er selbst ins 
Visier von Polizei und Geheimdiensten. Elsberg, Jahrgang 1967, stammt aus Wien und wollte 
mit Blackout verdeutlichen, wie verletzlich von Elektrizität abhängige westliche Gesellschaf-
ten sind, vor allem nach einem Übergang zu Hacker-anfälligen digitalen Haushaltsmeßgerä-
ten. Der Roman wurde im deutschsprachigen Raum über eine Million Mal verkauft, blieb 
mehrere Jahre auf der Spiegel-Bestsellerliste (Juli 2013: Platz 2) und wurde 2012 als Wis-
sensbuch des Jahres in der Kategorie Unterhaltung ausgezeichnet. …<< 
Die Wochenzeitung "Deutschland-Kurier" berichtete am 8. November 2017: >>Die geschei-
terte ideologische Energiewende 
Kosten steigen und steigen. Immer mehr Verbrauchern wird der Strom abgeklemmt 
"Höchste Strompreise, keine CO2-Einsparung, wachsende Konflikte mit dem Naturschutz, 
Gefahren für die Versorgungssicherheit. Die Zwischenbilanz der Energiewende ernüchtert", 
erklärte der Energiewende-Experte Holger Douglas in der vergangenen Woche in einer Pres-
semitteilung des Bundes für soziales und ziviles Rechtsbewußtsein: 
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Die Energiewende ist krachend gescheitert 
Diejenigen, die den Wahnsinn Energiewende in die Welt gesetzt haben, wissen offenbar nicht 
mehr weiter. Die Kosten steigen und steigen. Der Stromverbraucher muß für jenen "grünen" 
Strom zahlen, der gar nicht erzeugt wird, weil in die Netze wirklich nichts mehr paßt oder 
weil noch keine Leitungen gebaut sind, um den Strom abzutransportieren. Doch den Betrei-
bern sind 20 Jahre Einnahmen garantiert - ob sie Strom liefern oder nicht. 
Es muß so gewesen sein: Einst standen die Initiatoren des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 
neben albanischen Hütchenspielern und schauten gebannt zu. Sie beeindruckte die Fertigkeit, 
mit der die Spieler ihr Publikum verwirrten und am Ende abzockten. 'Das müssen wir nach-
machen!' dachten sie und ersannen mit der EEG-Umlage jene seltsame Konstruktion, nach der 
Unterschiede zwischen Angebot und Nachfrage vom Stromverbraucher bezahlt werden müs-
sen. 
Ungefähr so, wenn ein Bäcker einen Ausgleich forderte, weil er doch so viele schöne Bröt-
chen gebacken hat, die aber niemand will, weil alle schon genügend haben. 
Diese EEG-Förderung war der Anreiz, Windanlagen zu bauen und Photovoltaikanlagen auf 
die Dächer zu setzen. Ein Mensch, der noch bei Trost ist, würde das niemals tun, denn es 
rechnet sich nicht - es sei denn, er wird mit einem Haufen Geld gelockt. 
Also entstanden zuerst an den Küsten unüberschaubare Wälder von Windanlagen, Bauern 
bastelten sich Photovoltaikanlagen auf ihre großflächigen Stalldächer, und grüne Lehrer und 
Zahnärzte quetschten noch auf den letzten Dachziegel Photozellen. Und alle pumpen nun 
Strom in die Netze. 
Da lacht das Herz des Energiewendegewinnlers, das des Stromverbrauchers bekommt Rhyth-
musstörungen, weil die Kosten in astronomische Höhen klettern. 
Jede Fortschreibung des EEG löst weitere Kostenlawinen aus. Insgesamt sollen die deutschen 
Stromverbraucher im kommenden Jahr die wahnsinnige Summe von 29,5 Milliarden Euro für 
"Ökostrom" bezahlen, hat die Bundesnetzagentur prognostiziert. So hoch dürften die An-
sprüche aller Photovoltaik- und Windstromerzeuger auf Vergütung ausfallen. 
Dem würden voraussichtlich, so die Agentur weiter, Einnahmen aus dem Verkauf des Stro-
mes von 4,7 Milliarden Euro gegenüberstehen. Eine ordentliche Differenz, die bezahlt werden 
muß. 
Als Peter Altmaier Umweltminister wurde, holte er tief Luft, nahm all seinen Mut zusammen 
und redete schwitzend über eine Begrenzung des Strompreises. Aus der Ecke der Solar- und 
Windanlagenbetreiber kam sofort der heftige Aufschrei: Es sei die Industrie, die sich in 
erheblichem Umfang von den EEG-Umlagen freistellen ließe. Die bezahlt ab einer bestimm-
ten Grenze keine EEG-Umlage, um überhaupt noch einigermaßen konkurrenzfähig zu sein. 
Diese "Fehlbeträge" müßten, natürlich, von allen Stromverbrauchern bezahlt werden, so die 
Ökolobby. 
Die Mechanismen der EEG-Umlage sind reichlich verworren und schwer durchschaubar. Fest 
steht, daß dabei auch der Staat über diverse Steueranteile kräftig mitverdient. 
Aber immerhin: Die "grünen" Stromerzeuger haben etwas in der Geschichte Einmaliges 
vollbracht: Der Stromverbraucher muß für etwas bezahlen, das es nicht gibt, nämlich für jenen 
"grünen" Strom, der gar nicht erst erzeugt wird, weil in die Netze wirklich nichts mehr hinein-
paßt oder - noch besser - weil noch keine Leitungen gebaut wurden, um den Strom abzu-
transportieren. Doch den Betreibern dieser Anlagen wurden 20 Jahre Einnahmen garantiert - 
ob sie Strom liefern oder nicht. Da werden sogar die albanischen Hütchenspieler neidisch.  
Immer mehr Verbraucher können nun ihre Stromrechnung nicht mehr bezahlen. So wurden im 
Jahr 2015 von den Stromversorgern über 6 Millionen Sperr-Androhungen verschickt. Rund 
418.000 Haushalten wurde der Strom abgeklemmt. Hinzu kommen 58.000 Gasabschaltungen. 
Die Stromversorgung ist ein soziales Recht und eine Grundvoraussetzung für ein gesundes 
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menschenwürdiges Wohnen. Stromsperren durch die Energieversorger aufgrund von Zah-
lungsunfähigkeit ihrer Kunden sind vom Gesetzgeber zu verbieten. 
Autor dieses gekürzten Beitrags ist der aus dem Fachbereich Wissenschaft und Technik be-
kannte Journalist Holger Douglas.<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 27. November 2018: >>Bundesamt 
warnt vor "katastrophalen" Folgen von Blackouts 
Das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe hat vor "katastrophalen" Fol-
gen massiver landesweiter Stromausfälle gewarnt. Diese hätten ein "erhebliches Verteilungs-
problem für wichtige, teils lebenswichtige Güter" zur Folge, heißt es in einem internen Positi-
onspapier, das den Zeitungen des Redaktionsnetzwerks Deutschland vorliegt. Vor allem die 
Bundesländer haben demnach bei Notfallplänen für die Verteilung von Treibstoff, Lebensmit-
teln und Medikamenten noch Nachholbedarf. 
Das Papier beschäftigt sich auch mit den möglichen Folgen eines Blackouts: "Aufzüge, Hei-
zungen und Licht würden zu Hause sofort ausfallen. Auch der Kühlschrank in der Wohnung 
oder die Kühlung in Supermärkten wären sofort betroffen." Die meisten Tankstellen könnten 
keinen Treibstoff mehr verkaufen, innerhalb von Stunden könnten Telefone und Internet nicht 
mehr genutzt werden. Das Abheben von Bargeld wäre nicht mehr möglich. 
"Impfstoffe und Blutprodukte würden verderben"  
Besonders kritisch sieht der Bericht die Folgen für die medizinische Versorgung: "Nach 24 
Stunden käme es zu weitgehenden Einschränkungen in Krankenhäusern und der Wasserver-
sorgung. Arzneimittel und Medizinprodukte könnten nicht mehr oder nicht mehr in ausrei-
chendem Maße nachgeliefert werden. Impfstoffe und Blutprodukte würden verderben." 
Als Notfallversorgung schlägt das Amt die Ausstattung der Bevölkerung mit Taschenlampen 
und Kurbelradios vor. Auch sollten Lebensmittel, Wasser und Hygieneartikel auf Vorrat in 
den Haushalten vorhanden sein. Da die Notfallplanung bisher "heterogen" sei, schlägt das 
Bundesamt zudem eine gesetzliche Anforderung an die Notstromversorgung in kritischen In-
frastrukturen vor. Dazu gehören etwa Energie- und Wasserversorgung, Verkehr, Telekommu-
nikation und Finanzwesen.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 28. November 2017 
(x887/...): >>Blackout-Gefahr steigt 
Überlastung der Stromnetze im Winter - Krise in der Schweiz 
Erst im Nachhinein ist deutlich geworden, wie groß im vergangenen Winter das Risiko von 
flächendeckenden Zusammenbrüchen von Stromnetzen war. Klirrende Kälte und die Abschal-
tung von 23 Kernkraftwerken brachten Frankreichs Stromversorgung im Januar 2017 in eine 
prekäre Situation. Am Morgen des 20. Januars benötigte Frankreich um 8.45 Uhr deutlich 
mehr Strom, als es in diesem Moment selber produzieren konnte.  
Das befürchtete Ausgehen der Lichter konnte nur durch Stromlieferungen aus den Nachbar-
ländern verhindert werden. Eingesprungen waren spanische, belgische, deutsche und schwei-
zer Netzbetreiber.  
Erst im Sommer dieses Jahres wurde bekannt, daß sich mit der angespannten Situation in 
Frankreich auch die Lage in der Schweiz zugespitzt hatte. Dort brachte die Situation auf dem 
Strommarkt die eidgenössischen Behörden im Februar ins Schwitzen. Auch hier waren im 
Januar zwei AKW außer Betrieb, zudem waren durch die Stromknappheit in Frankreich die 
Preise auf dem europäischen Strommarkt gestiegen.  
Schweizer Stromproduzenten nutzten diese Gelegenheit, um ihre Pumpspeicherwerke auf vol-
len Touren laufen zu lassen, um Strom nach Frankreich zu exportieren. Die Folge war, daß 
sich die Staubecken vielerorts geleert hatten und nicht mehr für den Strombedarf der Schweiz 
zur Verfügung standen. Auch hier waren es Rekord-Stromimporte aus dem Ausland und mil-
des Wetter, die eine Zuspitzung verhinderten. 
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Der Februar 2017 gilt inzwischen als historischer Monat in der Schweizer Stromgeschichte. 
Swissgrid, der größte Netzbetreiber des Landes, muß allerdings immer öfter eingreifen, um 
schwerwiegende Probleme bei der Stromversorgung abzuwenden. Laut Swissgrid waren im 
Jahr 2011 lediglich zwei Eingriffe nötig.  
Im Jahr 2016 wurden bereits 213 Eingriffe gezählt. In diesem Jahr mußte Swissgrid allein bis 
Ende August schon 274 Mal das Stromnetz der Schweiz stabilisieren. Als Ursachen nennt der 
eidgenössische Netzbetreiber die Liberalisierung der Strommärkte und den Zuwachs der so-
genannten Erneuerbaren Energien. 
Die gestiegene Zahl von Windrädern und Solaranlagen macht es schwieriger, eine stabile 
Stromversorgung zu gewährleisten. Bei Swissgrid verweist man auch darauf, daß insbesonde-
re in Deutschland die Stromnetze durch die Energiewende sehr viel schwankender benutzt 
werden als zu früheren Zeiten.  
Der europäische Verbund der Stromnetze hilft zwar, Notfälle wie im letzten Winter in Frank-
reich oder der Schweiz zu entspannen, allerdings gibt es auch eine Kehrseite: Auch ein Black-
out, ein Zusammenbruch eines regionalen Stromnetzes kann sich europaweit ausbreiten. Laut 
der "Luzerner Zeitung" wird befürchtet, daß sich, unter anderem auch durch den geplanten 
Wegfall von Kohle- und Kernkraftwerken in Deutschland, die Zahl kritischer Netzsituationen 
in der Schweiz noch zunehmen wird.<< 
Die Wochenzeitung "Deutschland-Kurier" berichtete am 6. Dezember 2017: >>Ökowahn-
sinn auf Kosten der Bürger 
Leif-Erik Holm 
Sie stehen an unseren Küsten, in unseren Wäldern, auf unseren Bergen. Windkraftanlagen 
vermehren sich scheinbar ungebremst, und sie werden immer monströser. Die neueste Gene-
ration soll bis zu 200 Meter hoch werden - höher als der Kölner Dom. Wir Bürger erkennen 
unser Deutschland kaum noch wieder. Jahrhundertealte Kulturlandschaften verschwinden 
lautlos im Schatten immer neuer Windparks. 
Sie stehen symbolisch für die total gescheiterte Energiewende. Sechs Jahre nach dem über-
hasteten Ausstieg aus der Kernkraft ist die Bilanz verheerend: Jahr für Jahr blechen wir neue 
Rekordpreise für Strom. 
Eine Familie mit zwei Kindern zahlt in diesem Jahr rund 300 Euro EEG-Zwangsumlage. 
Kein Wunder, daß der Widerstand gegen diesen energiepolitischen Amoklauf wächst. 
Merkels Ökopopulismus löst nicht eines der vermeintlichen Probleme. Weder sinkt der 
Ausstoß von Kohlendioxid, im Gegenteil, noch können wir auf Strom aus Kernenergie ver-
zichten. Wir schalten zwar die eigenen Kernkraftwerke ab, müssen dann aber bei Flaute und 
Dunkelheit selbstverständlich Atomstrom aus dem Ausland einkaufen. Welch ein Selbstbe-
trug! 
Natürlich wollen wir saubere Energie. Aber das schaffen wir nicht mit diesem blauäugigen 
"Wünsch dir was", sondern mit starken Investitionen in die Forschung. Wir brauchen neue 
grundlastfähige Technologien der Energieerzeugung, und wir brauchen große Energiespei-
cher. 
Solange wir nicht Vernunft in die Energiepolitik einziehen lassen, werden die Strompreise 
weiter steigen, und gerade die Menschen mit kleinen Einkommen müssen den planwirt-
schaftlichen Irrsinn der Merkel-Regierung bezahlen. Daß die Bürger davon die Nase voll 
haben, zeigt ein Beispiel aus Mecklenburg-Vorpommern. Hier beschloß die Landesregierung 
ein "Bürgerbeteiligungsgesetz", durch das Anwohner von in der Nähe gelegenen Windparks 
profitieren sollten. Die Beteiligung liegt bisher bei null. Was die Regierenden offensichtlich 
unterschätzt haben: Die Bürger wollen nicht an solchen Anlagen verdienen, sie wollen ihre 
Heimat erhalten. 
Leif-Erik Holm ist Sprecher der AfD in Mecklenburg-Vorpommern und stellvertretender 
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Vorsitzender der AfD-Bundestagsfraktion.<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 16. Dezember 2017: >>Zum Scha-
den Deutschlands 
von Bruno Bandulet 
Daß Martin Schulz von Freund und Feind sonderlich ernst genommen wird, hat noch niemand 
behauptet. Ein tiefer Denker ist er nicht, und wenn er Gedachtes referiert, wirkt er geschwät-
zig. Er gilt als leidenschaftlicher Europäer, wobei nicht klar ist, worauf sich seine Leiden-
schaft konkret bezieht. Auf dem SPD-Parteitag in der ersten Dezemberwoche forderte er ein 
Eurozonenbudget und einen Euro-Finanzminister und sprach sich dafür aus, "spätestens" im 
Jahr 2025 die Vereinigten Staaten von Europa zu schaffen. EU-Mitglieder, die dann nicht 
mitmachen wollen, sollen - so stellt Schulz sich das vor - automatisch die EU verlassen. 
Ein solcher "demagogischer Hanswurst" ist Emmanuel Macron mitnichten, auch wenn Frank-
reichs prominenter Intellektueller Michel Onfray ihn einmal so nannte. Macron ist ein Ver-
wandlungskünstler, dessen Auslassungen zwischen den Zeilen gelesen werden müssen. So 
auch seine September-Rede, in der er seine ganz große Initiative für ein "souveränes Europa" 
vortrug. 
Eine Rede, die bedenkenswerte Details enthielt, die aber doch den Geist des französischen 
Konstruktivismus atmete, die für "soziale und steuerliche Konvergenz" plädierte, die auf mehr 
EU-Zentralismus und mehr EU-Umverteilung abzielt. Macron hatte den Text vorher mit An-
gela Merkel abgestimmt. Mit Martin Schulz telefoniert er gelegentlich auch. 
Was genau mit solchen Vorstößen gemeint ist, bleibt offen. Das gilt auch für den jüngsten 
Vorstoß des Kommissionspräsidenten Jean-Claude Juncker. Er möchte den mit 700 Milliar-
den ausgestatteten Euro-Rettungsschirm ESM in einen "Europäischen Währungsfonds" um-
wandeln. Auch der könnte nicht mehr tun, als im Krisenfall Kredite zu vergeben. Nur würden 
dann nicht mehr die nationalen Regierungen federführend sein, sondern die EU-Kommission 
könnte vorschlagen, wer wieviel Geld bekommt. Ein kräftiger Machtzuwachs für Brüssel, der 
praktisch keine Aussicht auf Verwirklichung hat, weil alle Regierungen und Parlamente zu-
stimmen müßten. 
Macron reklamiert Führungsrolle für Frankreich in der EU 
Das Problem besteht nicht darin, daß Macron eine europäische Strategie hat, sondern darin, 
daß Berlin keine hat. Er versucht, die Deutschen vor sich herzutreiben, und dabei käme ihm 
nichts mehr gelegen als eine Große Koalition unter Merkel. Apropos SPD: Erst im vergange-
nen März erwärmte sich auch Sigmar Gabriel dafür, den deutschen Steuerzahler zur Ader zu 
lassen ("Wir sollten mehr für Europa zahlen") und verstieg sich zu der nebulösen Behauptung: 
"Jeder Euro, den wir also für den EU-Haushalt zur Verfügung stellen, kommt - direkt oder 
indirekt - mehrfach zu uns zurück." Wenn das so wäre, könnte Deutschland den aus der EU 
gezogenen Nutzen mühelos multiplizieren, wenn nicht wie 2016 netto 13 Milliarden Euro an 
Brüssel abgeführt werden, sondern ein Mehrfaches davon. 
Im übrigen wird Macron in Deutschland mißverstanden. Er ist keineswegs der Meinung, daß 
Frankreich zum höheren Nutzen Europas französische Souveränität und französische Interes-
sen opfern müsse. In einem immer noch lesenswerten Interview mit dem Spiegel vom 14. Ok-
tober reklamierte Macron für Frankreich die Führungsrolle in der EU, verbunden mit dem de-
zenten Hinweis, daß Frankreich als Atommacht und als ständiges Mitglied im Uno-Sicher-
heitsrat eine "besondere Stellung" innehabe. 
Beides mit den Deutschen oder den anderen Europäern zu teilen, käme ihm nicht in den Sinn. 
Europäer zu sein, so Macron, bedeute ja nicht, seine Unabhängigkeit und seine eigene Diplo-
matie aufzugeben. Und dann ließ er die Katze aus dem Sack: "Deutschland will keine Finanz-
transfers. Dieses alte Denken aber müssen wir hinter uns lassen." Man tut Macron nicht un-
recht, wenn man ihm unterstellt, er wolle Deutschlands Finanzkraft anzapfen. 
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Dabei ist die EU auf dem Weg zur finanziellen Vergemeinschaftung schon längst zu weit ge-
gangen. In einer Studie vom vergangenen September konnte die BayernLB nachweisen, daß 
sich 2007 sämtliche Transfers und Mechanismen der EU und der Eurozone auf ein potentiel-
les "verdecktes Vergemeinschaftungsvolumen" in Höhe von 507 Milliarden Euro summierten. 
Nach letztem Stand sind es 3.800 Milliarden Euro, ein irrwitziger Anstieg von vier auf 25 
Prozent der EU-Wirtschaftsleistung, gemessen am Bruttoinlandsprodukt. 
Europäische Union benötigt Realismus 
Wenn wir auf "Europa" blicken, sehen wir ein Dickicht von Subventionen und Transfers, die 
sich heillos überschneiden und die auch der aufmerksamste Zeitungsleser schon lange nicht 
mehr überschaut. Die Ironie der Geschichte liegt darin, daß sich frühere Gegner des Vertrages 
von Maastricht, die ja recht behalten haben, jetzt wünschen müssen, daß dieser eigentlich un-
gute Vertrag endlich ernst genommen wird: daß jedes Euro-Mitglied für die eigenen Schulden 
haftet, daß die Europäische Zentralbank keine Staaten mehr finanziert, daß die Schuldenober-
grenzen eingehalten werden. 
Die Europäische Union benötigt keinen "Traum" und weder eine "Vertiefung" noch eine Er-
weiterung der Eurozone, sondern Realismus, Konsolidierung, Rückbesinnung auf ihre Grund-
regeln und auf das Prinzip der Eigenverantwortung. Was Schulz, Gabriel und Macron vor-
schwebt, läuft lediglich darauf hinaus, die existierende Verantwortungslosigkeit neu zu orga-
nisieren. Nach dem Brexit, den Merkel zum Schaden Deutschlands nicht verhindert hat, und 
nach den Wahlen in Frankreich und Deutschland steht die EU am Scheideweg zwischen einer 
irrationalen Verschärfung des "Weiter so" und einem Mißbrauch des Euro als Vehikel der 
Zentralisierung oder aber einer europäischen Renaissance, die auf die Kraft freier Nationen 
setzt.<< 
Schlußbemerkungen: Am 30. Juni 2011 beschloß der deutsche Bundestag den Atomausstieg 
und die sogenannte Energiewende (nach dem Vorbild der sozialistischen Planwirtschaft). 
Die staatlich angeordnete "Energiewende" (Abschaltung aller 19 deutschen Kernkraftwerke - 
die wohlgemerkt derzeit sichersten aller weltweit in Betrieb befindlichen 473 Kernkraftwerke 
- bis zum Jahr 2022) wird nicht nur die ehemals effektive, hochmoderne, umweltbewußte 
deutsche Energiewirtschaft, sondern letzten Endes auch Deutschland in den wirtschaftlichen 
Ruin treiben.  
Zur Senkung der deutschen CO2-Emissionen, die gegenwärtig etwa zwei Prozent der welt-
weiten CO2-Emissionen (2015 = 2,2 %) betragen, sind nach Angaben des BDI zusätzliche 
Investitionen von mindestens 1.500 Milliarden Euro erforderlich. 
Klimarelevanter Umweltschutz kann global nur erfolgreich sein, wenn sich vor allem die gro-
ßen Umweltsünder China (Anteil am weltweiten CO2-Ausstoß im Jahre 2015 = 28,1 %), USA 
(16,0 %), Indien (6,2 %), Rußland (4,5 %), Japan (3,7 %) u.a. entsprechend verhalten. Die 
Regierungen dieser Länder denken jedoch überhaupt nicht daran, dem ideologischen Ener-
giewende-Wahn der Deutschen zu folgen, so daß die angestrebten Klimaziele und die Rettung 
des Weltklimas kläglich scheitern müssen. 
Der nationale Alleingang bzw. die wahnwitzige Energiewende (zurück zur Energietechnik des 
Mittelalters) führt statt der angekündigten Rettung des Weltklimas lediglich zu einer enormen 
Steigerung der Stromkosten für alle deutschen Verbraucher und zur Vernichtung der nationa-
len Energieversorgungssicherheit.  
Aufgrund der hohen Strompreise können schon heute nicht wenige private Verbraucher ihre 
Stromrechnungen nicht mehr bezahlen und viele Unternehmer werden ihre Produktion dem-
nächt wegen der hohen Stromkosten in ausländische Standorte verlagern, so daß diese destabi-
lisierende politische Maßnahme schließlich den angestrebten unaufhaltsamen wirtschaftli-
chen, finanziellen und sozialen Zusammenbruch Deutschlands einleiten wird.  
Da Deutschland außer der aufwendig zu fördernden Stein- und Braunkohle keine weiteren 
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fossilen Energiequellen besitzt sowie nicht über die erforderlichen leistungsfähigen Energie-
speicher (Pumpspeicherkraftwerke) verfügt, wird sich dank der ideologischen Energiewende 
("Flatterstrom" aus Windmühlen und Solaranlagen) der Industriestandort Deutschland 
zwangsläufig in ein Agrar- bzw. Entwicklungsland zurückentwickeln (verspätete Verwirkli-
chung des Morgenthau-Plans).  
Die ideologische Politik der linkslastigen Grünen wird unumkehrbar ins Chaos führen, denn 
ohne konventionelle Reservekraftwerke sowie ohne effiziente und leistungsfähige Großspei-
cher kann zukünftig keine sichere Energieversorgung gewährleistet werden. Von den minde-
stens erforderlichen 500 Pumpspeicherkraftwerken sind derzeitig nur 36 Pumpspeicherkraft-
werke vorhanden.  
Windkraft, Photovoltaik und Biomasse-Stromerzeuger können ohne die bisherigen Grundlast-
kraftwerke (Kern-, Kohle-, Gas- und Ölkraftwerke) keine stabile Energieversorgung garantie-
ren, so daß es infolge der Flatter-Stromeinspeisung durch die "Erneuerbaren" (Energietechnik 
des Mittelalters: Wind- und Sonnenkraftwerke) zwangsläufig zum Zusammenbruch der 
Stromversorgungsnetze kommen wird. Vorübergehende oder längere Stromausfälle (Black-
outs) werden zukünftig zum täglichen Normalzustand gehören.  
Der staatlich erzwungene willkürliche Ausstieg aus der Kernenergie degradiert Deutschland 
zu einem Stromimportland und alle stromintensiven Produktionsbetriebe werden wegen feh-
lender Versorgungssicherheit sowie der hohen Stromkosten sehr schnell ins Ausland abwan-
dern. Der überhastete Kohleausstieg, Verbot des Verbrennungsmotors und weitere unrealisti-
sche ideologische Vorhaben werden die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Exportindustrie 
zusätzlich schwächen und den Wirtschafts- und Industriestandort Deutschland zerstören.  
Mit den großen Unternehmen verlassen auch unzählige Spezialisten und Fachkräfte das Land. 
Während viele Unternehmensbosse diese Standortaufgabe wegen der günstigeren Produkti-
onskosten im Ausland sicherlich begrüßen, wird die deutsche Exportwirtschaft bzw. die ge-
samte deutsche Wirtschaft zwangsläufig zusammenbrechen und schließlich vollständig liqui-
diert. 
 


